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Gehaltskonten 
deutlich teurer
Ein Gehaltskonto ist im Vergleich 
zum Vorjahr um ein knappes 
Viertel teurer geworden und 
kostet einen Normalnutzer nun 
durchschnittlich rund 108 Euro 
pro Jahr. Die Guthabenzinsen 
sind viel stärker gesunken als die 
Überziehungszinsen. Das zeigt 
ein aktueller AK-Preisvergleich 
von 40 Gehaltskonten bei 17 
Filial- und Onlinebanken. Die AK 
hat die Preise von 40 aktuellen 
Gehaltskonten für einen Normal-
nutzer – 280 Buchungen pro Jahr, 
ohne Kontoüberziehung – vergli-
chen. Die Kosten für ein Gehalts-
konto betragen jährlich zwischen 
null (easy gratis / easybank; Hello 
Gehaltskonto / Hello bank!) bis 
315,26 Euro (BTV-Gehaltskonto /
Bank für Tirol und Vorarlberg). 
 ▸ Seite 11

Durchschnittskosten für die Nachhilfe nach Schulform
Kosten in Vorarlberg nach Schultypen im Schuljahr 2015/16               
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Zeitwort

Gehen Sie hin
Zwei Millionen sind beim ersten Wahlgang gar nicht erst hingegangen. 
Jetzt mag man dem Amt des Bundespräsidenten wenig Bedeutung bei-
messen, okay. Vielleicht fiel es zwei Millionen Menschen ja auch schwer, 
sich zu entscheiden. Aber das hatten sie mit den 4.371.825 Menschen 
gemeinsam, die sich dennoch aus dem Bett gequält haben, um ihren 
Stimmzettel abzugeben. Wie viele werden es heute sein? 

Ideale sind selten, denn das griechische Wort beschreibt ein „vollkom-
menes“ Bild. Kennen Sie den vollkommenen Kandidaten? Eben. Politik 
heißt, Kompromisse zu schließen. Und Demokratie ist ein Privileg. An-
dere riskieren ihr Leben dafür. Gehen wählen, obwohl sie das ihren Kopf 
kosten kann. Und wir kriegen den Hintern nicht hoch? Gehen Sie heute 
hin! Auch das kleinere Übel ist besser als Gleichgültigkeit. 
 tm

AK Vorarlberg dankt 
den Betriebsräten 
Die meisten der 2157 Betriebs-
rätinnen und Betriebsräte in Vor-
arlberger Unternehmen arbeiten 
ehrenamtlich, alle setzen sich für 
ihre Kolleginnen und Kollegen 
ein. Oft muss die eigene Familie 
da zurückstecken. Deshalb lud 
die AK Vorarlberg Betriebsräte 
und ihre Partner zum „Dankefest“ 
in die Bregenzer Werkstattbühne 
ein. 47 engagierte Kolleginnen 
und Kollegen wurden für 20 und 
mehr Jahre im Einsatz besonders 
geehrt. ▸ Seite 15

AK-Präsident und Michaela 
Mentberger. Sie ist seit 20 
Jahren Betriebsrätin.

AK-Vollversammlung ist sich einig: Gebühr ohne Gegenleistung muss verhindert werden – AK-Präsident 
Hämmerle: Weiterer Versuch, das Bargeld abzuschaffen – AK holt dazu Bestsellerautor für Vortrag ins Land. 

GELD. „Eine Gebühr für Bargeldbe-
hebungen an Bankomaten kommt 
für uns nicht in Frage!“, tritt AK-Prä-
sident Hubert Hämmerle den Plänen 
einiger Banken entschieden entge-
gen. „Zuerst wurden die Maschinen 
auf Kosten der Banken-Mitarbeiter 
eingeführt – sie verloren dadurch 
ihre Arbeitsplätze.“ Jetzt sollen die 
Kunden dafür zahlen. Und das, ob-
wohl die Bankomatbenutzung be-
reits über die Kontoführungsgebüh-
ren abgedeckt ist – die übrigens seit 
2015 kräftig gestiegen sind, wie die 
aktuelle Erhebung der Arbeiterkam-
mer ergeben hat: Die durchschnittli-
chen Kosten für ein Gehaltskonto 
betragen 23 Prozent mehr als noch 
vor einem Jahr. Und jetzt wollen die 
österreichischen Banken von den  
Konsumenten noch ein Extrageld, 

wenn sie sich ihr eigenes Geld von 
einem Automaten überreichen las-
sen. Das, obwohl in der Bankenkrise 
zahlreiche Institute die Steuerzah-
ler schon Milliarden Euro gekostet 
haben und wieder beachtliche Ge-
winne erzielt werden.   

Weitreichende Folgen
Das ficht die Bankenbosse aber 
nicht an. Gewinnmaximierung ist 
angesagt, und dafür kommt eine 
Bankomatgebühr gerade recht. Gibt 
es sonst eh schon überall – also was 
soll’s? Dass die Geräte von einer Fir-
ma betreut werden, die den Banken 
selbst gehört, passt ins Bild. 

Die AK-Vollversammlung am 
Mittwoch dieser Woche sprach sich 
einstimmig gegen eine Bankomat-
gebühr aus. Für die Kunden einer 

österreichischen Bank hätte die Ein-
führung der Bankomatgebühr näm-
lich auch zur Folge, dass künftig 
auch im EU-Ausland Gebühren an-
fallen. Das ist bisher deshalb nicht 
der Fall, weil folgende EU-Regel gilt: 

Abhebungen an Geldautomaten in-
nerhalb der EU müssen so gehand-
habt werden wie im eigenen Land. 

Max Otte: Vortrag in Feldkirch
Für AK-Präsident Hubert Hämmerle 
ist die geplante Gebühr ein weiterer 
Versuch, auf indirektem Wege das 
Bargeld abzuschaffen. „Wird die 
Bargeldbehebung verteuert, drängt 
man die Konsumenten zur Karten-
zahlung. Bargeld wird so auf Dauer 
überflüssig.“ Welche einschneiden-
den Folgen eine bargeldlose Welt für 
jeden einzelnen Bürger hätte, zeigt 
der deutsche Finanzmarktexperte 
und Bestsellerautor Max Otte in sei-
nem neuesten Buch auf. Aus aktu-
ellem Anlass lädt die AK Vorarlberg 
am 28. Juni zu einem Vortrag mit 
Otte ein.   ▸ Seiten 7, 9

Eine Bankomatgebühr 
kommt nicht in Frage!
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Schon jetzt wird im Regelfall 
für jede Kartenbenützung eine 
Buchungszeilengebühr fällig.

DEBATTE  AK-Vollversammlung fordert: Schluss mit Steuertricks! Seite 4
SPINNEREI FELDKIRCH  Entwurf für Sozialplan unzureichend. Seite 6 
NEGATIVSTEUER  Bis zu 220 Euro für jeden Lehrling. Seite 14

SO VIELE BUGGYS  
Längst nicht alle 
bequem. Seite 11

VOLLVERSAMMLUNG. Das 
Vorarlberger Arbeitnehmerparlament 
fasste Beschlüsse gegen Steuerbetrug 
und Bankomatgebühr. Seiten 4/5.
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Hoppla, jetzt  
komm ich …
AKtion April: Forstwege für 
Radfahrer öffnen
Ich fand es bis jetzt schon auf 
manchen Wanderwegen äußerst 
unangenehm, wenn Mountainbiker 
heruntergesaust kommen über 
Stock und Stein, an einem vorbei, 
mit vorherigem Läuten oder Zuruf, 
dass man auf die Seite gehen soll, 
quasi: „Hoppla, jetzt komm ich!“

Der Wald ist der letzte noch 
ruhige Teil der Natur, und ich finde, 
das soll so bleiben. Wer wirklich die 
Natur liebt, der spaziert gemächlich 
durch den Wald, betrachtet die Viel-
falt der verschiedenen Gewächse, 
vom Moos bis hinauf zu den Baum-
wipfeln, horcht auf die Geräusche, 
atmet die wunderbare Waldluft 
ein, die ein gesundes, wohltuendes 
Gemisch von vielen Pflanzen und 
Bäumen (Terpene) beinhaltet, kann 
den Specht klopfen hören, sieht 
Eichhörnchen von Baum zu Baum 
huschen usw. Das Mountainbiken 
ist nichts Beschauliches, sondern 
ein Sport. Ich plädiere daher dafür, 
dass man den Wald in Ruhe lässt.

  Brigitte Stadelmann, Bregenz 

Die Diktatur des Kapitals

Als langjähriger Betriebsrat war ich 
schockiert, wie mit den demokra-
tischen Rechten der wirtschaftlich 
abhängigen Belegschaft beim Ma-
teschitz-Sender ServusTV umge-
gangen wurde. Wie ein Diktator hat 
er beschlossen, dass bei ServusTV 

die österreichischen Gesetze nicht 
gelten. Im Arbeitsverfassungsge-
setz steht deutlich: „Ab fünf Mit-
arbeitenden in einem Betrieb ist 
ein Betriebsrat zu wählen.“ Dies ist 
keine Bitte an die Gnade eines Herr-
schers, sondern eine Pflicht in einer 
funktionierenden Demokratie. 

Die abhängig Beschäftigten 
darüber abstimmen zu lassen, 
ist ein Possenspiel. Im nächsten 
Schritt müssen sie dann über eine 

45-Stunden-Woche abstimmen, um 
die Vernichtung ihres Arbeitsplat-
zes zu verhindern. Red Bull verleiht 
Flügel. Wenn sich die Arbeitenden 
die demokratischen Mitsprache-
rechte nehmen lassen, dann ist die 
Zeit nicht mehr fern, in der dann 
vielleicht nur noch ein testosteron-
getriebener Narzisst die Gesetze in 
unserem Land bestimmt. 

Darum wehrt euch gegen diese 
Salamitaktik. Jedes abgeschnittene 
Scheibchen von unserer Demokra-
tie ist in den Augen vieler Menschen 
nicht immer einen Aufschrei und 
eine konsequente Reaktion wert. 
Doch sollten wir uns dann nicht 
wundern, wenn eines Tages keine 
Salami (Demokratie) mehr vorhan-
den ist. 

Wehret den Anfängen und hütet 
unsere demokratischen Mitbestim-
mungsrechte wie euren Augapfel 
für eine lebenswerte Zukunft auch 
für Nichtmillionäre.

  Erich Zucalli, Dornbirn

Leserforum

Einladung zur  
Telefon-Sprechstunde
Mit AK-Präsident Hubert Hämmerle

24. Mai von 14 bis 15 Uhr 
unter 050/258-6800

„Mit Reda kond d’Lüt zemma“ ist das Motto von 
AK-Präsident Hubert Hämmerle. Nutzen Sie die 
Gelegenheit und machen Sie Ihre Fragen, Anliegen 
und Vorschläge zum Thema.

Stark für Sie. www.ak-vorarlberg.at
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Liebe Leser,
wir freuen uns über Ihre Zuschrif-
ten! Schreiben Sie uns an AK 
Vorarlberg, Leserforum, Widnau 
2–4, 6800 Feldkirch, per E-Mail 
an leserbrief@ak-vorarlberg.at 
oder auf facebook.com/akvorarl- 
berg. Wegen der vielen Zusendun-
gen war es uns leider nicht möglich, 
alle erhaltenen Beiträge zu veröf-
fentlichen. Die Redaktion behält 
sich das Recht zu kürzen vor.  

Die soziale Pensionsversicherung gehört zu den wesentlichs-
ten Errungenschaften der arbeitenden Menschen im 20. 
Jahrhundert. Mit der Verknüpfung von Arbeitseinkommen 
und Pension anerkennt die Gesellschaft die Leistung der 
Menschen zum Gemeinwohl. Das soziale Pensionssystem ist 
vor allem an den Bedürfnissen der breiten Mittelschicht aus-
gerichtet, für die es das Risiko von Armut im Alter verringert. 

Der Sozialstaat gibt Sicherheit, 
und das ist die Vorausset-
zung für Aufgeschlossenheit 
gegenüber Neuem. Er hat 
wesentlich dazu beigetragen, 
dass Österreichs Wirtschafts-
leistung pro Kopf heute die 
vierthöchste der EU ist.

Den Neoliberalen und Konser-
vativen ist der Sozialstaat ein 
Dorn im Auge. Sie versuchen, 

den Sozialstaat als unfinanzierbar darzustellen, um privaten 
Versicherungen ein neues Geschäftsmodell zu eröffnen und 
den Staat auf Armenfürsorge zu beschränken. Die Argumen-
te entbehren jeder Grundlage. Erstens: Über die Lebensspan-
ne profitieren alle Bevölkerungsgruppen vom Sozialstaat, 
allerdings zu unterschiedlichen Zeitpunkten. Zweitens: Trotz 
einer Zunahme des Altenanteils an der Bevölkerung von 18 % 
auf 28 % bleiben die Aufwendungen für das Pensionssystem 
durch die bereits erfolgten Reformen weiterhin ziemlich sta-
bil bei 14 % der Wirtschaftsleistung. Drittens: Die neoliberale 
Alternative verlagert die Risiken der schwankungsanfälligen 
Finanzmärkte auf die Einzelnen, kombiniert hohen Verwal-
tungsaufwand mit geringem Ertrag und fördert zudem das 
gefährliche System des Finanzkapitalismus. Zur langfristi-
gen Absicherung des sozialen Pensionssystems braucht es 
eine sichere Verteidigung und offensive Reformen: Hohe 
Beschäftigung, Umverteilung von Vermögen und Vermö-
genseinkommen zu Arbeitseinkommen, Investitionen in 
Kindergärten, Schulen, Weiterbildung und Forschung – das 
sorgt für hohe Beitragseinnahmen und sichere Pensionen.

▸ E-Mail: Markus.Marterbauer@akwien.at

Markus Marterbauer leitet die Wirtschaftswissenschaft in der AK

Gastkommentar von Markus Marterbauer

Pensionssystem verteidigen

Die neoliberale 
Alternative verla-
gert die Risiken 
auf die Einzelnen.  

»

BILD DES MONATS
New York, USA

Beim US-amerikanischen Telekommunikationskonzern Verizon Communications hat einer der 
größten Arbeitskämpfe der vergangenen Jahre in den USA begonnen. Laut einem CNN-Bericht tra-
ten am 13. April 36.000 Beschäftigte in den Ausstand. Zum Streik aufgerufen haben die Communi-
cations Workers of America (CWA) und die International Brotherhood of Electrical Workers (IBEW). 
Zuvor hatten zehnmonatige Verhandlungen nichts ergeben. Der Konzern hat 178.000 Beschäftigte. 
Die Gewerkschaft CWA will verhindern, dass Festangestellte zu Zeitarbeitern gemacht werden und 
zehntausende Arbeitsplätze in Billiglohnländer wie Mexiko und die Philippinen ausgelagert werden.
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SERIE  EU-Mitgliedstaaten im Porträt

PRALLES LEBEN. Die parlamen-
tarische Republik Italien gehört zu 
den Gründungsmitgliedern der EU 
und zu den größten Volkswirtschaf-
ten der Welt. Der Satz ist richtig. Und 
doch stutzt man. Wer stattdessen 
darüber schreiben würde, dass das 
Geburtsland der Oper seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs beinahe mehr 
Regierungen als Jahre verschlissen 
hat, wer statt Wirtschaftsleistung 
Marken wie Gucci, Fiat und Barilla 
ins Treffen führte und den stereo-
typen Hinweis auf mafiöse Verhält-

nisse wie ein Gewürz 

d a r ü b e r -
streute, der wür-
de einen deutlich 
höheren Wiedererken-
nungswert erzielen.

Land der Extreme
Italien – der Stiefel Europas – ran-
giert schon immer am extremen 
Ende der Erfahrungsskala. Die be-
rückenden Bilder von Goethes ita-

lienischer Reise erzählen ebenso 
beredt vom Verhältnis Italiens zu 
den wetterbedingt benachteilig-
ten Nordländern, wie Mussolinis 
Faschismus das Vorbild für Nazi-
deutschland bildete. Italien – das 
sind herrliche Strände und ein zuge-
mülltes Neapel, bildschöne Frauen 
und sittenstrenge Kirchen. 

Während Verdis Oper „Nabuc-
co“ 1996 in der Mailänder Scala Tri-

umphe feierte, ging das berühmte 
venezianische Opernhaus La Fenice 
in der Nacht vom 29. Januar 1996 in 
Flammen auf. Ein Elektriker hatte 
den Brand gelegt, um schlicht und 
einfach den bevorstehenden Straf-
zahlungen für verspätete Renovie-
rungsarbeiten zu entgehen. 

So ist Italien. Wundervoll und 
unsäglich chaotisch zugleich. Eben 
noch gehasster Gegner in zwei Welt-
kriegen, im nächsten Augenblick 
schon Sehnsuchtsland einer ganzen 
Generation in den 1950er Jahren. Mit 
dem viermaligen Ministerpräsiden-
ten sowie übergangsweisen Außen-, 
Wirtschafts- und Gesundheitsmi-
nister Silvio Berlusconi quasi als po-
litischem Alleinunterhalter auf der 
Bühne Europas verstand es das Land 
doch intakt zu bleiben. Wohl kaum 
ein anderer europäischer Staat hät-
te all die Krisen, die Italien in den 
vergangenen 70 Jahren prägten, so 
weggesteckt.

Aber wer hinter der oft theatra-
len Szenerie die echten Probleme 
nicht sieht, wird dem Land nicht 
gerecht. Lange Jahre stand Italien in 

der Flüchtlingskrise quasi auf sich 
allein gestellt. Der Name der pela-
gischen Insel Lampedusa steht heu-
te wie ein Synonym für das ganze 
Elend von Flucht und Vertreibung. 
Die europäische Solidarität ließ da-
bei Jahre lang auf sich warten. 

Und heute fürchtet Italien den 
Frühling. Die Balkanroute ist abge-
riegelt. Migranten könnten wieder 

verstärkt nach Italien kommen. 
Aber auch hier werden sie festsitzen, 
denn die Grenze am Brenner soll sich 
schließen dieser Tage. Was dann? 
Längst nicht alle Opern münden wie 
Giacomo Puccinis „Turandot“ in ei-
nem Happy end. Das im Übrigen ja 
nachträglich geschrieben wurde, da 
der Komponist, bevor er den letzten 
Akt zu Papier bringen konnte, starb.

Italien lebt das 
Chaos als Prinzip
Für ihre Leichtigkeit bewundert, für ihre Schlamperei gehasst, in ihrem künstle-
rischen Erbe beinah unübertroffen – sind Italiener die besseren Österreicher?

13.290 Italiener arbeiten in Österreich
Im Jahresdurchschnitt 2015 waren in Vorarlberg 810 Italiener beschäf-
tigt. In ganz Österreich arbeiteten 13.290 italienische Staatsbürger. In 
Vorarlberg kamen allein 242 im Gastgewerbe unter, in der Metallverar-
beitung waren es 107. Hier die österreichischen Spitzenreiter: 

10 ausgewählte Branchen Frauen Männer insgesamt
Gastgewerbe 889 1849 2738
Kfz-Branche 675 920 1595
Erziehung und Unterricht 640 711 1351
Gesundheits- und Sozialwesen 747 335 1082
Metallbe- und -verarbeitung 127 667 794
Öffentliche Verwaltung 452 279 731
Forschung und Entwicklung 158 246 404
Baugewerbe 41 343 384
Kunst, Unterhaltung, Erholung 124 215 339
Sonstige Dienstleistungen 153 113 266
Alle Branchen gesamt 5106 8184 13.290

Die andiskutierte Schließung der Brennergrenze führte zu einer 
regelrechten Straßenschlacht.
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Auch politisch ganz großes Theater

Bersani
Berlusconi

Grillo
Monti

Mitte-links-Koalition
Mitte-rechts-Block
Fünf Sterne
Zentrumsblock

Irgendwie kaum zu glauben: Italien hatte seit Ende des Zweiten Weltkriegs im Durchschnitt jedes Jahr eine neue 
Regierung. Die kürzeste Amtszeit – lediglich neun Tage – verzeichnete ein Kabinett unter Giulio Andreotti im Jahr 
1972. Das Sehnsuchtsland aller Nordländer ist auch politisch ganz großes Theater.

Hauptstadt:
Rom

Währung:
Euro

Beitritt zur EWG:
1958

Fläche
in km

2

Bevölkerung
(in Millionen)

Bevölkerungs-
dichte
(Einwohner
pro km2)

Bevölkerung
ab 65 Jahren

Abgeordnete
im EU-
Parlament

301.338

61,3

209

22,0 %

73

82.531

8,5

103

18,6 %

18

BIP zu jewei-
ligen Preisen,
je Einwohner
(in Euro)

Arbeits-
losenrate
(in %)

Jugend-
arbeits-
losenrate
(in %)

Wareneinfuhr
(in Mio. Euro)

Warenausfuhr
(in Mio. Euro)

30.979

12,5

44,1

413,6

463,3

47.275

5,0

9,2

151,1

148,8

Daten und Fakten (Italien und Österreich im Vergleich)

RomRom

NeapelNeapel

PalermoPalermo

MailandMailand

TurinTurin

GenuaGenua

Senat (2013)

315
Sitze

Bersani
123

Berlusconi
117

Grillo
54 Monti

19

andere 2

Abgeordnetenkammer (2013)

630
Sitze

Bersani
345

Berlusconi
125

Grillo
109

Monti
47

andere 4

Präsident
Sergio Mattarella

Ministerpräsident
Matteo Renzi

Leitartikel von AK-Direktor Rainer Keckeis

TTIP: Wer macht die Regeln?
Sie wurden belächelt: jene Vorarlberger Gemeinden und 
Städte, die sich mit großteils einstimmigen Beschlüssen zu 
TTIP-freien Zonen erklärten. Natürlich, rechtliche Relevanz 
haben diese Entscheidungen auch heute kaum. Aber in der 
Zwischenzeit hat sich die Stimmung – nicht zuletzt durch die 
Veröffentlichung geheimer Verhandlungsprotokolle durch 

die Umweltorganisation 
Greenpeace – wesentlich ver-
ändert. Es ist offensichtlich 
geworden, dass es bei TTIP 
und CETA, den beabsichtig-
ten Freihandelsabkommen 
mit den USA und Kanada, im 
Kern nicht um etwas mehr 
Handel oder niedrigere Zölle 
geht. Es geht vielmehr darum, 
wer künftig Standards setzt 
und die Regeln macht. Es 

geht auch nicht um die Öffnung Europas gegenüber der Welt, 
sondern um die Integration des europäischen Wirtschafts-
raums in den amerikanischen. Dabei gäbe es Sieger und 
Verlierer. Jedenfalls auf der Strecke blieben Konsumenten 
und Arbeitnehmer. Gerade bei arbeits- und sozialrechtlichen 
Standards, aber auch bei der Produktion von Lebensmit-
teln wäre durch das europäisch-amerikanische Gefälle ein 
Wettlauf nach unten unvermeidlich. Und: Alles, was privat 
ist, würde automatisch bevorzugt. Die europäische Tradition 
der öffentlichen Güter, der Leistungen für alle wäre in akuter 
Gefahr. Millionen Europäerinnen und Europäer wollen das 
nicht und gehen dafür mittlerweile auch auf die Straße. So 
wie jene Vorarlbergerinnen und Vorarlberger, die gestern in 
Bregenz Flagge zeigten.  

▸ E-Mail: direktion@ak-vorarlberg.at

Konsumenten und 
Arbeitnehmer 
bleiben bei TTIP 
auf der Strecke. 

»
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Alle wichtigen gesetzlichen Bestimmungen

Geringfügige 
Beschäftigung

Stark für Sie. www.ak-vorarlberg.at

Arbeit und Recht

Neuer AK-Ratgeber für gering-
fügige Beschäftigung.
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FORTBILDUNG. Die Zahl der „ge-
ringfügig Beschäftigten“ bleibt kon-
stant hoch. Sie lag 2015 in Vorarlberg 
bei durchschnittlich 16.100 Perso-
nen. Das entspricht laut Hauptver-
band der Sozialversicherungsträger 
dem Wert der vergangenen beiden 
Jahre.

Die meisten „geringfügig Be-
schäftigten“ in Vorarlberg – rund 
2700 – sind im Handel tätig. Meis-
tens nehmen Frauen diese Jobs 
wahr. Sie stellen insgesamt zwei 
Drittel aller „Geringfügig Beschäf-
tigten“. 2310 geringfügig Beschäf-
tigte arbeiten derzeit im Gastgewer-
be, 1610 davon sind Frauen. 

Geringfügig Beschäftigte dür-
fen monatlich maximal 415 Euro 
verdienen. In diesem Fall müssen 
keine Sozialversicherungsbeiträge 

bezahlt werden, die Beschäftigten 
sind aber nur unfallversichert.  

Was steht im Gesetz?
Und was gilt sonst noch für gering-
fügig Beschäftigte? Steht ihnen 
Urlaub zu? Wie sieht es mit der Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall 
aus? Gelten dieselben Abfertigungs-
regeln wie bei allen anderen Arbeit-
nehmern? 

Damit Menschen in einem ge-
ringfügigen Beschäftigungsverhält-
nis wissen, welche Rechte sie haben, 
hat die AK Vorarlberg eine Broschü-
re erarbeitet. Sie kann gratis bei der 
AK bezogen werden.

▸ Broschüre einfach über die  
Homepage der AK anfordern:  
www.ak-vorarlberg.at

Geringfügig: Was gilt?
Über 300.000 Betroffene in Österreich – Zumeist 
sind Frauen in „Mini-Jobs“ tätig – AK legt Infos auf

RECHTSSTREIT. Am Beginn des  
Rechtsstreits, der vor dem Arbeits- 
und Sozialgericht landete, stand 
eine tragische Geschichte. Auf-
grund eines Selbstmordversuches  
des Vaters sowie der anschließen-
den Pflegebedürftigkeit des Vaters 
und der Mutter hatte ein Arbeitneh-
mer erhöhten Bedarf an Urlaub. Den 
hatte er mit seinem Arbeitgeber 
dann auch vereinbart. 

Im Nachhinein fiel dem Arbeit-
geber auf, dass er mehr Urlaub ge-
nehmigt hatte, als dem Arbeitneh-
mer gesetzlich als Mindesturlaub 
zustehen würde. Der Arbeitgeber 
reduzierte darauf einseitig den 
Lohn, um so den zu viel verbrauch-
ten Urlaub zu kompensieren. 

Wie würden Sie entscheiden?
War der Arbeitgeber im Recht? Wie 
würden Sie in diesem Arbeitsrechts-

fall entschieden? Ihr gesundes 
Rechtsempfinden ist gefragt. 

Wie dieser Streitfall vor Gericht 
endete, erfahren Sie in der nächsten 
Ausgabe der AKtion.

Wie würden Sie 
entscheiden?

FRAGE Darf der Arbeit-
geber bei zu viel in An-
spruch genommenem 
Urlaub einfach den  
Lohn kürzen? 
● Ja, weil …
● Nein, weil … 

Schreiben Sie an AK Vorarlberg, 
Leserforum, Widnau 2–4, 6800 
Feldkirch, per E-Mail an leser-
brief@ak-vorarlberg.at oder auf 

/akvorarlberg.

▸ Auflösung in der nächsten 
Ausgabe der AKtion 

Die Arbeiterkammer vertrat einen 27 Jahre alten Ar-
beitnehmer, der von seiner Firma aufgrund einer Kon-
kurrenzklausel auf über 30.000 Euro geklagt wurde. Er 
verdiente monatlich rund 1600 Euro netto, für den Fall 
eines Verstoßes war eine Konventionalstrafe in Höhe 
von zwölf (!) Bruttomonatsgehältern vorgesehen. Die 
Konkurrenzklausel verbot ihm für ein Jahr eine Tätig-
keit im Geschäftszweig des bisherigen Arbeitgebers. 

Der Fall ging durch alle Instanzen. Wie hätten Sie 
entschieden? 

Einige Stimmen aus der Leserschaft
„Die Strafe ist meiner Meinung nach in keiner Höhe an-
gemessen. Eine Konkurrenzklausel sollte bestenfalls bei 
speziell hochqualifizierten Mitarbeitern, die eventuell 
Firmeninterna weitergeben könnten, erlaubt sein. Ein 
einfacher Mitarbeiter, der ansonsten gezwungen wäre, 
ein Jahr arbeitslos zu sein, und dabei die Gesellschaft  
belastet, sollte jederzeit seinen Job wechseln dürfen.“

  Johannes Gaßner

„Arbeitete er in der Kundenakquise der Personalbereit-
stellungsfirma, oder wurde er in dieser Funktion ver-
mittelt? Im ersten Fall könnte er natürlich gut akqui-
rierte Kunden zum neuen Dienstgeber ,mitnehmen‛, was 

mitunter beträchtliche Einbußen für den ehemaligen 
Dienstgeber bedeuten würde. Im zweiten Fall sollte ihn 
eigentlich der neue Dienstgeber ,freikaufen‛, was bei der 
Übernahme aus einer Bereitstellungsfirma Usus ist.“

  Hilde Wilde

„So ein Blödsinn, Mitarbeiter sind doch keine Sklaven, die 
sich erst freikaufen müssen, um einen ähnlichen Job an-
zunehmen! Die Arbeiterkammer sollte es bis zur obersten 
Instanz weitertreiben, damit das, wenn ein solcher Fall 
nochmal vorkommt, kein Thema für andere wird!“

  Tekeci Hüseyin

So entschied das Gericht
Wie erwähnt, ging der Fall durch sämtliche Instanzen.
Das Erstgericht hatte die Konventionalstrafe auf 3000 
Euro hinabgesetzt. Das Oberlandesgericht erhöhte sie in 
zweiter Instanz wieder auf 10.000 Euro. Der Oberste Ge-
richtshof schließlich stellte sich mehr auf die Seite des 
Arbeitnehmers: Der OGH befand, dass lediglich 3000 
Euro angemessen sind, und führte aus, dass dem Arbeit-
geber in diesem Fall kein Schaden entstanden sei. Die 
Konventionalstrafe müsse außerdem so bemessen sein, 
dass sie die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Ar-
beitnehmers nicht unangemessen stark beeinträchtigt.

Die Lösung des Falls aus der vorigen Ausgabe

AK-Broschüren helfen bei ar-
beitsrechtlichen Fragen weiter.

GERECHTIGKEIT. Da ist viel pas-
siert in letzter Zeit. Die journalisti-
sche Aufarbeitung der Panama-Pa-
pers macht deutlich, wie schamlos 
die Großen Steuern hinterziehen. 
Vermuteter Schaden? Eine Billion 
Euro. Das kann sich niemand vor-
stellen: eine Zahl mit zwölf Nullen 
dran. „Und das ist nur die Spitze des 
Eisbergs“, unterstreicht AK-Präsi-
dent Hubert Hämmerle.

Fürs eigene Geld zahlen?
Szenenwechsel. Die Banken machen 
erneut den Versuch, flächendeckend 
Bankomatgebühren einzuführen. 
„Das trifft uns zweimal“, sagt Häm-
merle, „als Konsumenten und als 
Arbeitnehmervertreter.“ Er erinnert 
daran, wie gerade auf diesem Sektor 
die Kollektivvertragsverhandlun-
gen jedes Jahr zum Kampf um ge-
rechte Löhne werden. „Und jetzt sol-

len wir auch noch dafür bezahlen, 
dass wir unser eigenes Geld abholen 
am Automaten? Das lehnen wir ab.“

Die 70 Kammerrätinnen und 
Kammerräte sind sich in ihrer 176. 
Plenarsitzung auch alle darüber ei-
nig, dass die kalte Progression end-
lich abgeschafft werden muss. Der 
AK-Präsident erinnert noch einmal 
an die Steuerreform, die von Vorarl- 

berg aus ihren Anstoß erhielt. „Im 
Durchschnitt bringt sie pro Jahr 
netto 1000 Euro mehr für jede Ar-
beitnehmerin und jeden Arbeit-
nehmer.“ Aber gleichzeitig sorgt die 
Kalte Progression dafür, dass jähr-
lich rund 400 Millionen Euro davon 
verloren gehen. 

Das ist umso ärgerlicher, weil in 
zwölf von 29 OECD-Staaten die kal-

te Progression bereits außer Kraft 
gesetzt oder zumindest abgemildert 
worden ist. In den meisten dieser 
Länder werden die Steuertarife jähr-
lich automatisch an die Inflation an-
gepasst. Genau eine solche Automa-
tik will Finanzminister Hans Jörg 
Schelling auch in Österreich einfüh-
ren, er hat bereits ein entsprechen-
des Konzept vorgelegt. Die 176. Voll-
versammlung der AK Vorarlberg 
fordert den Gesetzgeber einstimmig 
auf, „umgehend die Lohnsteuertari-
fe automatisch an die Teuerung an-
zupassen und damit die sogenannte 
kalte Progression auszuschalten“.

Gegen jeden Extremismus
Und in noch einem Punkt gehen 
alle Fraktionen da̓c cord: Angesichts 
der immer schärferen Auseinan-
dersetzungen in Europa fordert die 
AK-Vollversammlung die Bundes-
regierung auf, ehestmöglich wieder 
einen Bericht über alle Formen des 
Extremismus in Auftrag zu geben 
und Maßnahmen zu setzen. Und 
zwar gegen jede extremistische Ten-
denz, sei sie links oder rechts.

Gemeinsame Anträge

Mehr Steuergerechtigkeit
Alle fünf Fraktionen des Vorarl-
berger Arbeitnehmerparlamentes 
fordern den Gesetzgeber auf, für 
mehr Steuergerechtigkeit zu sor-
gen. Die Vollversammlung fordert 
folgende Maßnahmen: 
● Gewinne dürfen nicht länger 
verschoben werden. Es kann nicht 
sein, dass Konzerne ihre Gewinne 
dort versteuern, wo sie die nied-
rigsten Steuern zahlen. 
● Weg mit Briefkastenfirmen 
weltweit. 
● Meldepflicht für Vermögens- 
und Kapitaltransfers in das als 
Steueroase eingestufte Ausland.

● Spürbare Sanktionen für Finanz-
dienstleister und Bankinstitute bei 
Verletzung der Meldeverpflichtun-
gen von Vermögens- und Kapital- 
transfers.
● Erstellung einer schwarzen Liste 
mit Ländern, die nicht kooperativ 
sind und intransparente Strukturen 
aufweisen.
● Rasche Beschlussfassung der 
Finanztransaktionssteuer wie im 
Richtlinienvorschlag der Europäi-
schen Kommission enthalten.

Keine Bankomatgebühr
Dass der Zugang zum Bargeld wei-
terhin kostenlos möglich bleiben 
muss, auch darin sind sich alle 70 
Kammerrätinnen und Kammerräte 

einig. Und sie vertreten damit die 
überwältigende Mehrheit im Land: 
Laut einer für den Zahlungsver-
kehrsbericht der Österreichischen 
Nationalbank (ÖNB) 2015 durchge-
führten Umfrage war es 91 Prozent 
der Befragten sehr wichtig bzw. 
wichtig, dass mit einem Zahlungs-
mittel keine Zusatzkosten entste-
hen. Weiters belegen ÖNB-Umfra-
gen, dass der Bargeldbestand in 
den Geldbörsen weitgehend stabil 
ist und dass mehr als die Hälfte der 
Kartenbesitzer mindestens einmal 
pro Woche Bargeld vom Banko-
maten bezieht.Deshalb fordert die 
AK-Vollversammlung den Gesetz-
geber auf, den kostenlosen Zugang 
zum Bargeld weiterhin zu gewähr-
leisten.

Arbeitnehmervertreter 
müssen sich im Augen-
blick warm anziehen. 
Denn die Zahl derer, die 
sie am liebsten abschaf-
fen würden, wächst. „Die 
bremsen doch nur“, tönt 
es immer lauter. Die 
Vollversammlung der 
AK meldet sich deshalb 
mit einer ganzen Reihe 
von Forderungen zu 
Wort. 
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Österreichs Industrie schrumpft – aber in ZeitlupeFindet in Österreich eine „Deindustrialisierung“ statt? Die Zahlen zeigen: Seit 25 Jahren gibt es wenig Veränderung.
CHRISTIAN RESCH

WIEN, SALZBURG. Zu hohe Steuern,zu hohe Lohnkosten, zu teure Ener-gie, kaum Hilfe von der Politik: In ei-nem Interview mit mehreren Tages-zeitungen, darunter die SN, zeich-nete Voest-Chef Wolfgang Eder eindüsteres Bild von den unzähligenHürden, die produzierende Firmenin Österreich täglich nehmen müs-sen. Eder sorgt sich um den Indus-triestandort und spricht vom„schleichenden Abschied“ der Pro-duktion aus Österreich.
Wie sehen die nüchternen Zah-len dahinter aus? Die StatistikAustria erfasst die Wertschöpfungin Österreich vergleichbar seit 1976.Blickt man 40 Jahre in die Vergan-genheit, wird tatsächlich sichtbar:Die Bedeutung des „sekundärenSektors“ ist deutlich geschrumpft –also der Industrie und Produktion,der Energieherstellung, von Bauund Bergbau. Deren Anteil am Brut-toinlandsprodukt (BIP) lag Mitte

der Siebzigerjahre noch bei fast 38Prozent, mittlerweile sind es noch28 Prozent. Freilich: Dazwischen lagdie große Krise der verstaatlichtenIndustrie. Die trug auch dazu bei,dass seit 1976 rund 15 Prozent allerArbeitsplätze im Produktions- undBausektor wegfielen (siehe Grafik).Der Unterschied ist: Die Zahl der

Arbeitsplätze ist auch in absolutenZahlen zurückgegangen – um rund170.000. Dagegen hat sich der Wertder produzierten Waren des „se-kundären Sektors“ binnen vierJahrzehnten vervielfacht – von 18auf 84 Milliarden Euro. Wobei der„Output“ von Österreichs Gesamt-wirtschaft, gerechnet in Euro, sich

in derselben Zeit versechsfacht hat.Und die Gesamtwirtschaft somiteinfach noch schneller gewachsenist als der Industrie- und Produkti-onssektor. Auch ist feststellbar, dassder große Verlust von Arbeitsplät-zen in der Industrie bereits im altenJahrtausend stattfand; seit dem Jahr2000 ist die Anzahl der Beschäftig-

ten um weniger als ein Prozent zu-rückgegangen. Wobei hier wiede-rum zu berücksichtigen ist: Auch inden produzierenden Firmen steigtder Teilzeitanteil, wenn auch lang-sam. Die Zahl der erbrachten Ar-beitsstunden dürfte daher seit2000 etwas stärker gefallen sein.Helmut Hofer, Ökonom am Insti-tut für Höhere Studien (IHS), siehtes so: „Österreichs Industriesektorhat sich in den letzten Jahrzehntengar nicht so schlecht gehalten. Soeine wirkliche Deindustrialisierunghat es nicht gegeben.“ Da seien dieUSA oder Großbritannien vielschwerer erwischt worden. Auchvon der Ostöffnung habe der In-dustriestandort profitiert.Jetzt sei aber wichtig, dass diePolitik ihre Hausaufgaben erledige:Mehr Geld für Grundlagenfor-schung sei ebenso nötig wie dielange erwartete Bildungsreform.„Wenn Österreichs Industrie ihreChancen nutzt, dann schaut es garnicht so schlecht aus“, sagt Hofer.

REGINA REITSAMER
GERALD STOIBER

SALZBURG. Die Zeiten für Gewerk-schaft und Betriebsräte warenschon einfacher – gerade in Salz-burg: Zunächst stellte eine drohen-de Strafe von bis zu 70.000 Euro füreinmaliges Aufsperren am Sonntagdie Gewerkschaft ins Verhinderer-Eck, denn die Genossen hatten dieKlage gegen Adeg Zell am See einge-reicht. Dann verkündete Red-Bull-Chef Dietrich Mateschitz das Ausfür Servus TV. Der Sender bleibt –weil doch kein Betriebsrat kommt.Doch bei aller Kritik, die Mehr-heit der Konzernchefs will sich einLeben ohne Betriebsrat und Ge-werkschaft nicht vorstellen. „DerBetriebsrat ist eine Einrichtung, diemir hilft, auch schwierige Entschei-dungen im eigenen Betrieb mitgroßer Einigkeit umzusetzen“, sagtRudolf Zrost, Chef des Zement-werks Leube und Präsident derSalzburger Industriellenvereini-

Bei Servus TV wäre ein Betriebsrat Grund genug gewesen, die Firma zuzusperren. Andere Konzernchefs sehen

in dessen Existenz eine Grundlage für den eigenen Erfolg. Mit Kritik spart man dennoch nicht – auf allen Seiten.

Der Feind in der eigenenFirma?
gung. Es gebe aber auch eine andereSeite. „Die Führung der Gewerk-schaft hat die Verbindung zur Basisverloren“, kritisiert Zrost. So habesich Liebherr in Bischofshofen an-gesichts massiver Auftragsschwan-kungen mit dem Betriebsrat auf fle-xiblere Arbeitszeiten geeinigt. Un-tersagt habe das die Gewerkschaft –und nun werden mehr Leiharbeitereingesetzt. „Wir brauchen flexible-re Arbeitszeiten“, sagt Zrost, „undauch wenn Sozialpartnerschaft ausGeben und Nehmen besteht, tunwir uns bei um zwölf Prozent höhe-ren Lohnkosten als in Deutschlandbeim Geben derzeit sehr schwer.“Eine besondere Stellung hat derBetriebsrat bei der voestalpine. Im-merhin gehören den Mitarbeiternhier 15 Prozent am eigenen Unter-nehmen. Als im Jahr 2000 ein Ver-kauf ins Ausland drohte, gelang esManagement und Betriebsrat nurgemeinsam, mit den eigenen Mitar-beitern einen stabilen österreichi-schen Kernaktionär zu finden. „Das

hat sich zu 100 Prozent als richtigeStrategie erwiesen“, sagt SprecherPeter Felsbach. „Betriebsrat undManagement ziehen an einemStrang.“ Die Gewerkschaft bezeich-net auch er „als andere Welt“.„In wirtschaftlich härteren Zei-ten wird der Ton rauer“, meint dazuBernhard Achitz, leitender Sekretärdes Gewerkschaftsbundes (ÖGB).Dass dabei die Gewerkschaft zumBuhmann wird, wundert ihn nicht.„Den Betriebsrat kann man unterDruck setzen, indem man mit Kün-digungen droht. Heikle Verhand-lungen muss damit die Gewerk-schaft führen.“ Rechtlich verhin-dern könne ein Unternehmen einenBetriebsrat nicht, sobald fünf Mit-

arbeiter einen wählen. „Und nichtjeder kann wie Mateschitz einfachzusperren.“ Auch Mitarbeitern zukündigen, weil sie einen Betriebsratgründeten, sei schwer. Zwar geltefür sie noch kein Kündigungsschutzwie für Betriebsräte, allerdings gibtes einen Motivkündigungsschutz.Vor Gericht gingen solche Prozessemeist für den Dienstnehmer aus. Ei-nen Betriebsrat zu haben siehtAchitz als Vorteil für Manager, gera-de bei größeren Betrieben. „Sonstmüsste der Chef alle Details mit je-dem Mitarbeiter einzeln bespre-chen. Eine Betriebsvereinbarungaber gilt für alle Mitarbeiter.“ GroßeFirmen hätten meist einen Betriebs-rat, 8000 sind es österreichweit.Ein Unternehmen, das sich langdagegen wehrte, sich nach einemStrategiewechsel aber aktiv dafüreinsetzte, ist Lidl Österreich. „Wirlegen größten Wert auf ein wert-schätzendes Miteinander“, betontLidl-Chef Christian Schug. Die Zu-sammenarbeit mit dem Betriebsrat

laufe nach fast zwei Jahren sehr gut.Eine besondere Stellung hatteüber viele Jahre der Chef des Ange-stelltenbetriebsrates des SalzburgerBeschlägeherstellers Maco, RobertMüllner. Der Betriebsrat, der zu denunabhängigen und grünen Gewerk-schaftern zählt, vertrat sogar häufigdas Unternehmen nach außen –auch in den Jahren, als die Firmalange um einen ökologisch umstrit-tenen Ausbau kämpfte – der Streitwurde im Vorjahr durch eine Eini-gung mit der Landesumweltanwalt-schaft beigelegt. „Es besteht einsehr gutes Einvernehmen mit derGeschäftsführung“, betont Müllner.Aus jahrzehntelanger Erfahrungsagt er: „Man muss zur Kenntnisnehmen, dass das Arbeitsrecht nurgewisse Möglichkeiten bietet. Be-triebsräte sollten sich mehr mitKostenrechnung und Betriebswirt-schaft befassen, dann wird maneher ein Gesprächspartner.“ Gebees in einer Firma ein gutes Klima, seiauch die Produktivität höher.

„Betriebsrat
hilft, Projekte
umzusetzen.“
Rudolf Zrost,
IV-Chef Salzburg

Der Betriebsrat
ist zum Thema
geworden. BILD:
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Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer akvbgmatt - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

„Heimatleuchten“ hieß die jüngste Programminnovation von Servus TV. Auch sie ist bald Geschichte. [ Servus TV]

Ein neues
Buch über
Hundert-
wasser
versammelt
wenig
bekannte
Anekdoten.

Lukrative Deals zwischen Künstlern, Museen und der Politik gab es immer schon. In unterschiedlichster Qualität allerdings.

Wie Hundertwasser uns die Mülltrennung bescherte
KUNST
LICHT

VON ALMUTH SPIEGLER

Wohlverhalten wird belohnt,
so ist das in der aktuellen SP-
Kulturpolitik. Stimmt etwa

das Leopold-Museum endlich einer
jahrelang verhandelten Restitution zu
und verschafft demMinister einen glo-
riosen Auftritt als charmanter Diplo-
mat, dann bekommt das Museum, laut
Ministerbüro natürlich völlig zufällig,
wenige Tage später die Million Euro
mehr fürs Budget, die man dort seit
Langem zu Recht fordert. Eine Million
pro Jahr – genau die Summe, die die
Weiterführung des Essl-Museums den
Bund gekostet hätte – aber woher hätte
man das bitte nehmen sollen? Hieß es
vor nur wenigen Wochen dazu aus
demKulturministerbüro. Hm.

Die Million dem Leopold- und
nicht dem Essl-Museum zu geben, ist

zumindest eine klare kulturpolitische
Entscheidung. Dass man sich dabei
auf angeblich fehlendes Geld ausgere-
det hat, ist weniger fein.

Derartige unausgesprochene
Deals zwischen Kunst und Politik ha-
ben aber auch schon zu ganz anderen,
durchaus überraschenderen Ergebnis-
sen geführt. Über einen der spektaku-
lärsten Deals, über den man lang
munkelte und nie wirklich etwas
wusste, gibt jetzt ein neues Buch Aus-
kunft. 1987 hatte Wiens Bürgermeister
Helmut Zilk – übrigens ganz ohne
Kommission oder sonstige Feigenblät-
ter – Friedensreich Hundertwasser
eingeladen, das Fernwärmewerk Spit-
telau, also die Müllverbrennungsan-
lage, architektonisch zu gestalten.

Bis heute steht man kopfschüt-
telnd davor. Warum nur hat gerade Ös-
terreichs berühmtester Öko-Künstler
und Nachhaltigkeitsfanatiker Hundert-
wasser dieser „Dekoration einer Dreck-
schleuder“ zugestimmt? Das sieht und
das sah tatsächlich wie der Totalverrat
an der Umweltbewegung aus. Im Hin-

tergrund aber hatte Hundertwasser sei-
ne Forderungen gestellt. So bestand er
etwa darauf, dass die Spittelau zumin-
dest die „sauberste“ und modernste
Verbrennungsanlage Europas werden
sollte. Vor allem aber forderte er von
Zilk, dass in Wien ein Mülltrennungs-
system eingeführt werde. Was 1988
auch tatsächlich geschah – seither und
dank Hundertwassers künstlerischen
Kompromisses wandern heute also
Flaschen zu Flaschen und Altpapier zu
Altpapier. Guter Deal.

Einen ähnlich direkten Zugang zur
Politik hat unter den heutigen Künst-
lern vielleicht gerade einmal Erwin
Wurm. Allerdings haben sich sowohl
die Visionen von Künstlern als auch
die von Politikern gravierend geän-
dert. Dass Bruno Kreisky etwa 1979 die
Friedensfahne und das „Friedensma-
nifest“ Hundertwassers an die Staats-
oberhäupter aller Länder des Nahen
Ostens geschickt hat, wirkt heute fast
wie ein Märchen. Kreisky arbeitete üb-
rigens auch mit einem Hundertwas-
ser-Bild im Blick – in seinem Zimmer

hing „Der große Weg“ als Leihgabe
des Belvedere. (Im Kulturministerium
Ostermayers hängt heute übrigens
Wurms viele Nummern zu großer ro-
ter Wandpullover. Auch eine Ansage.)

Derartige Hundertwasser-Anekdo-
ten erfährt man im dieser Tage im
Kunsthaus Wien präsentierten, sehr
kurzweilig gehaltenen Buch „100 x
Hundertwasser“, geschrieben von
Caro Wiesauer. Auch Dinge, die man
lieber gar nicht so genau wissen woll-
te, etwa Hundertwassers Zugang zu
Frauen. „Ja, Frauen sind für mich so
wie schöne Blumen und schöne Pflan-
zen.“ Wow! Immerhin folgte gleich die
Einsicht: „Mein Verhältnis zu Frauen
ist nicht ideal, und es ist auch nicht zu
imitieren.“ Dass ihm unter diesen Vo-
raussetzungen gerade eine Studentin
namens Waltraud Höllinger in den
Sechzigerjahren als Aktmodell „dien-
te“, klingt da fast wie ein Treppenwitz.
„Waltraude“ heißt das Bild. Das Mo-
dell heißt heute Valie Export.

E-Mails an: almuth.spiegler@diepresse.com
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Sag zum Abschied
sehr laut Servus

Fernsehen. 2009 ging Servus TV auf Sendung – und versprach „niveauvolle Unterhaltung“. Jetzt wird der Sender
abgedreht, weil er „wirtschaftlich untragbar“ ist. Und warum?Weil es Privatsender neben dem ORF schwer haben.

VON ISABELLA WALLNÖFER

Dienstagvormittag verbreitete sich die
Meldung wie ein Lauffeuer: Servus
TV wird eingestellt. Red-Bull-Boss

Didi Mateschitz, zu dessen Imperium der
Kanal gehört, begründete das einsilbig: Der
Sender sei „wirtschaftlich untragbar gewor-
den“. Man habe Jahr für Jahr einen nahezu
dreistelligen Millionenbetrag investiert –
trotzdem sei keine positive Entwicklung zu
erwarten, heißt es in einer Aussendung. Ma-
teschitz bestätigte auch, dass die geplante
Gründung eines Betriebsrates „nicht gerade
dienlich“ war. Noch vor zwei Wochen soll er
persönlich zu Servus TV gekommen sein, um
zu erklären, alles laufe hervorragend. Jetzt
verlieren 264 Mitarbeiter ihre Jobs. Die Stim-
mung schwankte am Dienstag zwischen Wut
und Verzweiflung . . .

Ein Bild, das so gar nicht zur öffentlichen
Wahrnehmung des Senders passt. Servus TV,
das ist Feel-Good-Fernsehen pur. Vielleicht
abgesehen von Meinungsverschiedenheiten,
die bei Diskussionen im „Hangar 7“ weitge-
hend gesittet ausgefochten werden und gele-
gentlichen Grausamkeiten der Natur, über
die auch eine liebevoll gestaltete Tierdoku-
mentation nicht hinwegsehen kann. Servus
TV, das ist auf Hochglanz poliertes Wirgefühl
und in bewusst majestätische Bilder gegos-
sener Nationalstolz. „Faszination Heimat“
umkreist den Großglockner ehrfürchtig als
„ein erdgewaltiges Massiv“, das von den
Menschen wegen seiner Schönheit „verehrt“
wird. Frei nach dem Motto: Die Welt ist nir-
gendwo so schön wie zwischen Salzburg und
Bad Ischl (und Heiligenblut). Und wenn die
eben erst gestartete Sendung „Heimatleuch-
ten“ sich ins Salzkammergut aufmacht, dann
ist die international im Rampenlicht stehen-
de Designerin Marina Hoermanseder mit
dabei, die dem hiesigen Trachtenhandwerk
mit Interesse, ja fast mit Ehrfurcht begegnet.

Versuch, sich mit demORF zumessen
Servus TV, das ist auch der Sender der
freundlichen Menschen, die einem schon
um sechs Uhr früh mit einem gut gelaunten
„Servus am Morgen“ begegnen. Aber seit
sich der öffentlich-rechtliche ORF doch noch
dazu entschlossen hat, am kollektiven Früh-
stückstisch Platz zu nehmen, ist es in der
Zeitzone ziemlich eng geworden. Von An-
fang an hatte man das Gefühl, Red-Bull-Boss
Didi Mateschitz wolle sich mit seinem Sen-
der mit dem öffentlich-rechtlichen ORFmes-

sen und zeigen, dass ein Privatsender das
Zeug hat, hochwertiges Programm zu produ-
zieren. Die Diskussionen im „Hangar 7“ un-
terscheiden sich nicht wesentlich von dem,
was im ORF geboten wird – müssen sich da-
hinter aber auch nicht verstecken. Der sal-
bungsvolle Ton bei Natur- und Bergdoku-
mentationen unterstreicht da wie dort die
Seriosität des Gesagten und die Urgewalt des
Gezeigten – und „Terra Mater“ erinnert nicht
von ungefähr an das ORF-„Universum“: Wal-
ter Köhler war zuvor für die ORF-Reihe ver-
antwortlich, bevor er mit seinem Team bei

Servus TV anheuerte. Und während der ORF
immer wieder um die Rechte für internatio-
nale Sportevents mitbieten muss, macht
man sich im Hause Red Bull die Action am
liebsten selbst. Servus TV profitiert davon,
dass das Mateschitz-Imperium geradezu ein
Inkubator für die verrücktesten Aktionen ist –
vom Air Race bis zum wahrlich atemberau-
benden Sprung aus der Stratosphäre.

Der Sender schmückt sich auch mit be-
kannten Namen, leistet sich das Luxusgut
Kultur. Ex-Staatsoperndirektor Ioan Holen-
der hat seine eigene Sendung, der frühere

Burgtheater-Direktor Matthias Hartmann
war eine Zeit lang für das Programm verant-
wortlich. Servus TV versprach seinen Zu-
schauern von Anfang an „niveauvolle Unter-
haltung“ – und löste das Versprechen ein.

Dass die Quoten nie in Schwung kamen,
kann nicht an den Sympathiewerten liegen,
denn die sind laut einer Umfrage von „TV-
Media“ bestens: 23 Prozent beurteilten das
Programm von Servus TV mit „sehr gut“.
Nur: Geschaut haben nicht viele. Im April
gingen sich gerade einmal 1,5 Prozent
Marktanteil aus. Zu wenig, um davon zu le-
ben. Man kann argumentieren, Servus TV
könne sich eben nicht entscheiden, welche
Zielgruppe angesprochen werden soll – ir-
gendwie findet sich für jeden etwas: ein biss-
chen adelige Society für die Hausfrau („Wo
Grafen schlafen“), Eskapismus für Manager
(Kletterakrobatik in „Bergwelten“) und Trak-
tor-Nostalgie für Großstädter („Hoagascht“),
dazu „Die Welt der Tierbabys“ oder die Kri-
miserie „Anna Phil“. Bei so viel Vielfalt kann
man schon einmal den Überblick verlieren.

„Schwächung des dualen Rundfunks“
Viel mehr aber wiegt das Ungleichgewicht
auf dem österreichischen Fernsehmarkt. Zu-
letzt hat der ORF wieder eindrucksvoll be-
wiesen, was sich ein öffentlich-rechtlich fi-
nanzierter Sender und seine Marketingma-
schinerie leisten kann: „Guten Morgen Ös-
terreich“ landete aus dem Stand auf Platz
eins. Medienminister Josef Ostermayer (SPÖ)
zeigte sich am Dienstag von der Schließung
von Servus TV „betroffen“ und ortet eine
„Schwächung des dualen Rundfunksystems“.
Die Grünen fordern eine Diskussion über die
Förderung von öffentlich-rechtlichen Inhal-
ten bei Privatsendern. Für Servus TV, das hier
einiges zu bieten hat, kommt dieser Ruf zu
spät. Vermutlich mit Ende Juni wird der Sen-
der abgedreht. Schade drum.

ZUR PERSON

Dietrich Mateschitz
erwarb 2007 den
Regionalsender
Salzburg TV und machte
daraus im Herbst 2009

Servus TV. Der Sender setzt auf Dokus, Information,
Sport und Kultur – erzielt aber nur schwache
Quoten (im April: 1,5 Prozent Marktanteil).
Vermutlich Ende Juni wird er eingestellt. [ APA ]
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Die Festungsbaumeister

Sie sprechen vonder FestungEuropa undmeinen, die soll-
te aus den einzelnen nationalen Festungen bestehen. So

natürlich auch der Festung Österreich. Wohl dem europäi-
schen Gedanken folgend?Wer sind diese Baumeister?
Da ist einmal die ehemalige Innenministerin. Eine

offenbar Thatcher (oder auch nur Fekter) traumatisierte
Politikerin, die sich jetzt ins NÖ-Biedermeier zurückzieht.
Ihr ungeheure Sympathie ausstrahlender Nachfolger wird
die Linie halten. Dann gibt’s den smarten, die Hoffnungen
der ÖVP tragenden Außenminister, der gleich vorweg die
hässlichen Bilder der Festungsopfer ankündigt, um eigene
Schuld daran und Verantwortung dafür verschleiern zu
können.Man darf auch nicht auf den anfangs so freundli-

chen, sumoringergleichen Verteidi-
gungsminister vergessen, der ganz
entsprechend den Ritualen dieses
Sports denMenschen Salz streute.
Offenbar in die Augen, weil er in Folge
deutlich den Stallgeruch des Genossen
Niessl verbreitete. Und schließlich der
RealisatorboulevardeskerWünsche,der
Bundeskanzler.Erhat inallerÖffentlich-
keit einen Kurswechsel um 180 Grad
vollzogen. Spielt auch keine Rolle, weil
man kann einenMeinungsumschwung
nur jemandem vorwerfen, der jemals
eine hatte.
Viererbande gut und schön.Wobleibt

dieVerantwortungfürEuropa?WobleibtdieHumanität,die
sichheuernurauf 37.500Flüchtlingebeschränkt?Dannwird
das Asylrecht ausgehebelt.Wird ihnen nicht klar, dass
dadurchmehr Schlepper produziertwerden, für nochmehr
TotedieVerantwortungzutragenist?Wassagensogenannte
christliche Politiker zu christlichenNGOs, die sich in
Nächstenliebe abstrudeln?Was zur Kirche, wenn der
Kardinal die Obergrenze geißelt und sogar die Kirchenglo-
cken für Flüchtlinge läuten lässt?Was sagt ein sozialdemo-
kratischerParteivorsitzender,wennmanihnfragt,warumer
eine Koalitionmit der rechtsnationalen FPÖ ablehnt, wenn
er deren Forderungen strammen Fußes erfüllt?Wäre die
Sozialdemokratieschonvorherbegrabenworden,siewürde
sich imGrabe umdrehen. Die Partei wurde bei der Bundes-
präsidentenwahl bestraft, aber Faymann klebt am Sessel.

Die Politik Österreichs nähert sich den Visegrád-Staaten
an. Die Vereinbarungen zur Balkanroute wurden auch

mit dem demokratiepolitisch äußerst fragwürdigen Maze-
donien getroffen und Griechenland blieb außen vor. Dazu
passt noch, dass der Auch-Theologe und Fast-Priester Lo-
patkaeineNeiddebattenachunten inderMindestsicherung
zelebriert. In Zeiten der Panama Papers, die wohl zeigen,
dass die Betrüger wo anders sitzen. Die werden durch die
Konzentration der Debatte auf die Mindestsicherung auch
ohne Offshore-Firmen reingewaschen.
Wo lebenwir eigentlich?

Kurt Flecker war Soziallandesrat der SPÖ in der Steiermark

DEBATTE

KURT FLECKER

über Österreichs verschärfte
Gangart in der Asylpolitik

„Wo bleibt die
Verantwortung
für Europa?
Wo bleibt die
Humanität, die
sich heuer nur
auf 37.500
Flüchtlinge
beschränkt?“

© TMSI/DISTR. BULLS

LIEBE IST . . .

SO DENKEN SIE DARÜBER

BizarreWende
beiServusTV
Fortführung nur bei Verzicht auf Betriebsrat: Ist
das in Ordnung? Leser sind geteilter Meinung.

Multimilliardär sperrt sein Un-
ternehmen nach Lust und Laune
einfach zu, wenn es einen Be-
triebsrat geben soll?! Wovor hat
erAngst?Was ist das für eineKul-
tur?Washeißtdas für andere?Ein
Betrieb wird einfach zugesperrt
und die MitarbeiterInnen auf die
Straße gesetzt, wenn sie einen
Betriebsrat wollen?
Ich dachte eigentlich, ein Be-

triebsrat sei selbstverständlich in
unserer zivilisierten, demokrati-
schenKultur. Ich arbeite in einem
Betrieb, in dem es von der Ge-
schäftsführung bis zu allen Vor-
gesetzten erwünscht und geför-
dert wird, dass es einen Betriebs-
rat gibt . . .Das istMitarbeitervor-
und -fürsorge! Karin Klug, Graz

Warum zwei Vertretungen?
HerrMateschitz hat vollkommen
recht. Bei der AUA hat der Be-
triebsrat ständig Forderungenge-
stellt, bis das Unternehmen ver-
kauft werden musste (Steuerzah-
lermussten laufend Schulden ab-
decken). Jeder Angestellte muss
vom Gesetz her sowieso bei der
Arbeiterkammer (AK) Mitglied
sein.Anscheinendvertritt dieAK
diese Leute nicht gut genug? Wa-
rum benötigt man zwei Vertre-
tungen? Gerade ein Betrieb, der
nur durch laufenden Zuschuss
am Leben erhalten wird, braucht
keine ständigen Zurufe. Man
kann stolz sein, solcheUnterneh-
mer zu haben, die ein so hohes
Risiko eingehen und alles bezah-
len. Herbert Illmeier, Graz

Schockstarre bei der ÖVP?
Was unterscheidet die beiden
„Großen” nach der verlorenen
Wahl? Es ist offensichtlich dieBa-
sis. Da müssen die Einen mehr

„Erst das Ende, dann die Wende“, 5. 5.

NachdemeinGroßteil der Be-
legschaft versichert hat, auf
die Gründung eines Be-

triebsrats zu verzichten, nimmt
Herr Mateschitz die Kündigun-
gen zurück und erklärt sich be-
reit, Servus TV weiterhin zu be-
treiben. Zur Erinnerung: DieAuf-
gaben eines Betriebsrats umfas-
sen Arbeitnehmerschutz, Einhal-
tung der gesetzlichen Bestim-
mungen, Betriebssicherheit, In-
formation zu Fortbildung u. v. m.
Die Fortführung eines Betriebes
nach dem Motto „wer investiert,
schafft an“ an den Verzicht auf
diese völlig legitime Institution
zu knüpfen, ist letztklassig.

Elisabeth Ulbrich, Graz

Mitarbeitervor- und -fürsorge

Servus TV bleibt . . . nachdem
die MitarbeiterInnen verspro-
chen haben, keinen Betriebsrat
zu gründen!?
Allein für so eine Aktion wäre

ein Betriebsrat dringendst nötig.
Was ist das für ein Zeichen? Ein
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WirtschaftHe
ute

Sündteure Bequemlichkeit

Ein Kilo Kapselkaffee

kostet bis zu 84 Euro

Ein Vergleich der AK Steiermark 

zeigt: Je Kilo portioniertem Kaffee 

(Pads, Kapseln) müssen die Österreicher 13,82 € 

(Bellarom Pads) bis 84 € (Nespresso Variations) 

hinblättern – alle Details auf www.heute.
at.

„Auf den Erfolgen ausgeruht“

Wirtschaftsbarometer:

Österreich fällt zurück

Laut Allianz (li. CEO Wolfram Littich) 

belegt Österreich im Ranking der wirt-

schaftlich stabilsten Euro-Nationen nur noch Platz 10 

(2011: Platz 3). Top sind wenig überraschend Deutsch-

land und Luxemburg, das Schlusslicht ist Zypern.
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Der 2009 gestartete Privatsen-

der ServusTV ist bald Geschich-

te. Das kündigte Didi Mateschitz, 

Eigentümer und Red-Bull-Chef, 

Dienstagvormittag 

über raschend an.

„Obwohl wir Jahr für Jahr ei-

nen nahezu dreistelligen Millio-

nenbetrag in ServusTV investiert 

haben, lässt sieben Jahre nach Ein-

führung die aktuelle Markt- und 

Wettbewerbssituation keine wirk-

lich positive Entwicklung erwar-

ten“, so die lapidare Mitteilung. 

Die 264 Mitarbeiter (viele erfuh-

ren vom Aus aus dem Medien) 

wurden zur Kündigung angemel-

det, Ende Juni soll Schluss sein.

Am Nachmittag bestätigte Di-

di Mateschitz gegenüber der APA 

dann doch auch entsprechende 

Gerüchte: Der Plan für die 

Gründung eines Betriebsrats 

war demnach ein Mitgrund für die 

Schließung. Durch die Schaffung 

einer Personalvertretung mit AK- 

und Gewerkschaftsunterstützung 

wäre die „Unabhängigkeit, Eigen-

ständigkeit und Unbeeinflussbar-

keit insbesondere durch politische 

Parteien“ als Grundpfeiler nach-

haltig beschädigt worden.

Betriebsrat geplant: Mateschitz

dreht ServusTV ab!

Schluss: ServusTV-Zentrale in Wals (Sbg.)

>>Nur in 14 % der Familien

ist Geld ein Streitthema

Friedliches Österreich: Heftig 

zur Sache geht’s laut ING-Di-

Ba hingegen in der Türkei 

(39 %) und Spanien (27 %).
>>Apple-Chef verspricht

sensationelles iPhone 7
Kurssturz wegen mä-

ßiger iPhone-Ver-
käufe: Im TV warf 
Tim Cook den Inves-

toren nun riesige 
Überreaktion vor – 

und versprach ein iPhone 7 

mit Killer-Features.
>>Heimische AUA mit

29 Millionen Verlust

Von Jänner bis 
März 2016 konnte 
die AUA ihren 
Verlust von 53 Mil-
lionen (Q1 2015) auf 29 

Millionen € senken.

>> DAS 
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Eigentümer und Red-Bull-Chef, 

Dienstagvormittag 

über raschend an.

haben, lässt sieben Jahre nach Ein-

führung die aktuelle Markt- und 

Wettbewerbssituation keine wirk-

lich positive Entwicklung erwar-

ten“, so die lapidare Mitteilung. 

Die 264 Mitarbeiter (viele erfuh-

ren vom Aus aus dem Medien) 

wurden zur Kündigung angemel-

det, Ende Juni soll Schluss sein.

Am Nachmittag bestätigte Di-

di Mateschitz gegenüber der APA 

dann doch auch entsprechende 

Gerüchte: Der Plan für die 

toren nun riesige 
Überreaktion vor – toren nun riesige 
Überreaktion vor – toren nun riesige 

und versprach ein iPhone 7 

mit Killer-Features.
Heimische AUA mit

29 Millionen Verlust

Von Jänner bis 
März 2016 konnte 

Verlust von 53 Mil-
lionen (Q1 2015) auf 29 

Millionen € senken.
Hände frei für gefährliches 

Gefummel: Noch vor Einfüh-

rung von Autopiloten warnt der 

kanadische Regierungsberater 

Barrie Kirk vor zu viel intimer 

Zweisamkeit während der 

Fahrt. „Ich gehe davon aus, dass 

es viel mehr Sex in Autos geben 

wird, wenn Computer erst ein-

mal das Fahren übernehmen“, 

befürchtet er. Das würde die 

Leute daran hindern, rasch ein-

zugreifen, wenn der Roboter-

Fahrer einmal Hilfe benötigt.

Experte warnt vor Sex in Robo-Autos

Didi Mateschitz mit Lebens-

gefährtin Marion Feichtner 

Nach Enthüllung bislang ge-

heimer TTIP-Verhandlungspa-

piere durch Greenpeace gehen in 

Europa die Wogen hoch. Selbst 

innerhalb der EU-Kommission 

gibt es mittlerweile Zweifel. Ein-

zig Deutschlands Kanzlerin An-

gela Merkel steht noch voll hin-

ter dem Abkommen.

Ein „Jein“ zum Deal kommt 

aus Österreich. Sowohl für Kanz-

ler Werner Faymann (SPÖ) 

als auch Vize Rein-

hold Mitter-

lehner (ÖVP) 

ist ein Verhandlungsabbruch der-

zeit zwar kein Thema. Allerdings 

wollen beide eine Aufweichung 

heimischer Standards und die 

Schaffung privater Schiedsge-

richte auf keinen Fall hinnehmen.

Einer gestern erneut von FP-

chef Strache geforderten Volks-

abstimmung zum Thema erteil-

ten die beiden eine Abfuhr: „Un-

nötig!“ Um TTIP und CETA geht 

es am Wochenende 

auch bei einem Fay-

mann-Besuch in 

Stockholm. .

TTIP: Regierung verspricht

Schutz vor Genfood & Co.

Österreichs Regierungsspitze will zwar weiter über ein EU-US-Frei-

handelsabkommen verhandeln. Eine Aufweichung heimischer 

Standards soll es jedoch laut Faymann und Mitterlehner nicht geben.

Ein „Jein“ zum Deal kommt 

aus Österreich. Sowohl für Kanz-

ler Werner Faymann (SPÖ) 

als auch Vize Rein-

hold Mitter-

lehner (ÖVP) 

ten die beiden eine Abfuhr: „Un-

nötig!“ Um TTIP und CETA geht 

es am Wochenende 

auch bei einem Fay-

mann-Besuch in 

Stockholm. 
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AK sagt: „Schluss mit 
Steuertricksereien“

Hämmerle zu Mateschitz: „Das war 
eine moralische Bruchlandung!“
Seit Red-Bull-Chef Dietrich Mateschitz um jeden Preis erzwingen woll-
te, dass sein Privatsender ServusTV betriebsratsfreie Zone bleibt, steht 
die Frage im Raum, wozu es überhaupt Betriebsräte braucht.

● Die erste gesetzliche Grundlage für Betriebsräte da-
tiert von 1919. Heute weht den Arbeitnehmervertretern 
wieder ein scharfer Wind ins Gesicht.
Ja, es häufen sich die Störungen aus dem neoliberalen Lager. Selbst die 
Presse, Teile der Politik und Firmenchefs reden der Abschaffung der Be-
triebsräte das Wort. Aber glauben Sie mir: Die großen Verlierer wären 
die Arbeitnehmer in unserem Land. Es ist seit weit über einem halben 
Jahrhundert unser verbrieftes Recht, auch betriebsintern Interessens-
vertretungen zu wählen. 

● Dieses Recht akzeptieren freilich nicht alle … Wenn 
zum Beispiel ein Reicher und Mächtiger sich einen Fernsehsender als 
Hobby hält und mutwillig 264 Arbeitsplätze vernichten würde, nur weil 
einige Mitarbeiter über die Gründung eines Betriebsrates nachdenken, 
da ballt sich mir die Faust. Ich versteh die Ängste der Mitarbeiter, die 
dann miteinander den Brief unterschrieben haben. Es wäre grund-
falsch, über sie zu richten. Sie haben keinen Fehler gemacht. Aber auch 
wenn die „Mateschitz-Brause“ anscheinend Flügel verleiht, so war diese 
Aktion nichts weiter als eine moralische Bruchlandung.

● Was macht in Ihren Augen 
einen Betriebsrat so wertvoll? 
Betriebsräte sind meist hochmotivierte 
Mitarbeiter. Sie identifizieren sich mit dem 
Unternehmen. Ihre Aufgabe und Stärke ist 
es, klare Position für die Interessen der 
Arbeitnehmer zu beziehen und auch 
Lösungen zu erarbeiten. Das stärkt 
eine Betriebskultur enorm.

● Über 2000 Vorarlber-
ger sind derzeit als 
Betriebsräte tätig. 
Und wir sind stolz auf 
die Leistungen unserer 
Betriebsräte!
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132.000 Euro erkämpft 
Ein älterer Arbeitnehmer, der 
nach 39 Jahren im Betrieb von sei-
ner Firma rechtswidrig entlassen 
worden war, hat nun vom Gericht 
132.000 Euro zugesprochen be-
kommen. Die oberösterreichische 
Arbeiterkammer hat für ihn die 
gesetzliche Abfertigung und eine 
Abgangsentschädigung erkämpft.

Weiberkram 
von Univ.-Prof. 
Irene Dyk-Ploss

Mama lernt … 
… Englischvokabeln mit der 
13-jährigen Tochter und übt 
Diktat mit deren 10-jährigem 
Bruder. Nächste Woche stehen 
Biologie-Test und Sachkunde- 
Lernzielerhebung an – da 
muss Mama sich noch mit 
den Arbeitsblättern vertraut 
machen. Um Mathematik, so 
hat er zumindest versprochen, 
wird Papa sich kümmern.

Diese Eltern sind in guter 
Gesellschaft: drei Viertel 
(davon rund 90 Prozent Müt-
ter …) derer, die mit Schulkin-
dern gesegnet sind, müssen 
zu Hause noch nach- bzw. 
vorarbeiten. Nur rund ein 
Fünftel der österreichischen 
Kinder haben eine schulische 
Nachmittagsbetreuung, und 
ebenso wenige können sich 
(bezahlte) Nachhilfe leisten. 
Bei rund 20.000 Pflichtschü-
lern und fast 17.000 Jugend-
lichen in höheren Schulen in 
Vorarlberg sind es also etliche 
Tausend Eltern bzw. Mütter, 
die als verlängerter Arm der 
Schule fungieren müssen. 
Und es sollten noch mehr sein. 
Aber nicht selten sind Eltern 
nicht imstande, ihren Kindern 
zu helfen, und zwar genau die, 
die sich auch Nachhilfe und 
Ganztagsschule nicht leisten 
können. So kommt es zu Töch-
tern, die als Mütter erst recht 
nicht lernen helfen können …

▸ E-Mail: irene.dyk@jku.at

EINGRIFF. Seit geraumer Zeit wird über 
eine Abschaffung des Bargeldes spe-
kuliert. Angeheizt wird nun diese De-
batte durch die massiven Vorstöße der 
Banken für eine Bankomatgebühr. Das 
Abheben von Bargeld würde dadurch 
unattraktiver und ein Schritt in Rich-
tung Abschaffung gesetzt. Das lehnen 
wir ab! Fakt ist: Elektronische Zahlungs-
möglichkeiten wie Bankomat- und Kre-
ditkarten haben durchaus ihre Vorteile 

und werden von den BankkundInnen 
auch gerne genutzt. Das trifft aber auch 
auf das Bargeld zu. Dieses abzuschaf-
fen, wäre ein weiterer Eingriff in unsere 
Privatsphäre und ein Verlust an persön-
licher Freiheit und Anonymität. Dass 
sich weit über 90 Prozent gegen eine Ab-

schaffung von Bargeld aussprechen und 
bei allen Maßnahmen in diese Richtung 
höchst misstrauisch sind, ist von daher 
nur allzu verständlich. Wie sollen un-
sere Kinder schätzen lernen, was Geld 
wirklich wert ist? Bei der Bezahlung 
mit Kreditkarten fehlt die unmittelba-

re Kontrolle über die Ausgaben. Für die 
Schuldenberatungen ein wesentlicher 
Grund, warum vor allem junge Leute oft 
in die Schuldenfalle tappen. Wenn wir 
aber mit Bargeld bezahlen, wissen wir 
genau, was wir bereits ausgegeben ha-
ben – ein Blick in die Geldtasche genügt. 
Auch von daher gilt für uns: Finger weg 
von unserem Bargeld!
▸ E-Mail: manuelaauer@manuelaauer.
at

LETZTE BASTION. Bargeld ist aus mei-
ner Sicht eine der letzten Bastionen der 
Souveränität, und die gilt es zu verteidi-
gen. Jeder Bürger soll selbst entscheiden, 
auf welche Art er bezahlen will. 

Der Kampf gegen Geldwäsche ist 
nichts weiter als eine leicht durch-
schaubare Finte der EU. Es geht nur da-
rum, die Kontrolle über private Vermö-
gen und Ersparnisse zu erlangen, um 
ungehindert darauf zugreifen zu kön-

nen und etwa mittels Negativzins das 
Finanzsystem zu entschulden. 

Der heutige Mensch ist ohnehin 
schon offen wie ein Buch. Die Abschaf-
fung von Bargeld als Zahlungsmittel 
bedeutet die endgültige Entmündigung 
der Bürger(innen) sowie ein weiterer 

Schritt in Richtung „gläserner Mensch“. 
Durch eine Bargeld-Abschaffung geht 
die Anonymität beim Einkauf vollends 
verloren, und viele ältere Menschen 
hätten bei der Umstellung  vermutlich 
große Probleme. Auch die visuelle Kon-
trolle über die eigenen Finanzen würde 

mit Sicherheit verloren gehen. Die aber 
ist gerade für unsere Kinder und das 
Erlernen des Umgangs mit dem Geld 
enorm wichtig. 

Aus meiner Sicht ist es notwendig, 
das Bargeld in der österreichischen Ver-
fassung zu schützen, damit uns weder 
die EU noch die EZB in unserer Freiheit 
weiter einschränken können.
▸ E-Mail: wolfgang.kofler@cable.vol.
at

ÄNGSTE SCHÜREN. Der Trend geht 
langfristig sicherlich immer deutlicher 
in die Richtung eines bargeldlosen Geld-
verkehrs. Wer aber davon spricht, dass 
in Kürze das Bargeld abgeschafft würde, 
malt den Teufel an die Wand und schürt 
Panik. Auch die FPÖ hat hier – zuletzt im 
Bundespräsidentenwahlkampf – einmal 
mehr ein Thema gefunden, mit dem sie 
Ängste schüren kann, und versucht dar-
aus politisches Kapital zu schlagen.

Sinnvoll ist es sicherlich, große 
Banknoten, insbesondere den 500-Eu-
ro-Schein, abzuschaffen. Dieser wird 
in erster Linie nur für Schwarzgeld- 
transfers benötigt. Ihn aus dem Ver-
kehr zu ziehen, würde also Steuer-
hinterziehung, Schwarzarbeit, Dro-

genhandel etc. zumindest (etwas) 
erschweren. 

Der wachsende bargeldlose Trans-
fer bringt Fragen des Daten- und Kon-
sumentenschutzes und damit (neue) 
Aufgaben für die Arbeiterkammer mit 
sich. Sie muss dabei seriös und sachlich 

die Interessen der Arbeitnehmer/innen 
und Konsument/innen vertreten. Sie 
darf sich aber nicht der Versuchung 
hingeben, sich am populistischen Spiel 
der Rechten zu beteiligen und bei ihrer  
Suppe mitzukochen.

Im Übrigen gilt: Bargeld aus dem 
Bankomaten abzuheben muss kostenlos 
bleiben.
▸ E-Mail: Sadettin.Demir@gemeinsam 
-ug.at

EINE SÄULE. Mit der Abschaffung des 
Bargelds würden wir eine Säule des frei-
heitlichen Rechtsstaates verlieren. Der 
Mensch wird endgültig zur Geisel der 
Banken, und wir würden ein Stück un-
serer Freiheit verlieren, dies sollten und 
müssen wir unbedingt verhindern. 

Die drohende Bargeldabschaffung, 
die seitens der Banken und vieler Re-
gierungen insgeheim gewünscht wird, 
hat einen ernsten Hintergrund, und 

zwar, dass unser Finanzsystems fak-
tisch schon lange pleite ist, und somit 
der Geld-Abfluss verhindert werden 
soll. Dabei wird vergessen, dass eine 
Bargeldhortung keinen Sinn ergibt, 
wenn die Währung an sich ihren Wert 
verliert.

Ähnliche Diskussionen gibt es seit 
Jahrzehnten, und viele europäische 
Staaten haben bereits massive Ein-
schränkungen eingeführt. Langfristig 
droht eine Enteignung des Bürgers. Wir 
müssen das Bargeld erhalten, denn es 
bietet dem Bürger Schutz und ermög-

licht selbstständiges Handeln. Dabei 
dürfen wir nicht vergessen, dass Bargeld 
vielen Menschen hilft, ihre eigenen Kon-
sumwünsche unter Kontrolle zu halten. 
Viele heben immer noch eine gewisse 
Summe vom Konto ab und zahlen jeweils 
in bar. Das hilft ihnen, einen Überblick 
über die Ausgaben zu behalten. Der wür-
de verloren gehen, wenn alle Zahlungen 
elektronisch erfolgen würden. 
▸ E-Mail: info@nbz-online.at

Fraktionsobfrau  
Manuela Auer

Fraktionsobmann 
Wolfgang Kofler 

Fraktionsobmann  
Sadettin Demir

Fraktionsobmann  
Adnan Dincer 

Liste Manuela Auer – FSG

Liste Freiheitliche + Parteifreie Arbeitnehmer – FA

Liste Gemeinsam – Grüne und Unabhängige

Liste NBZ – Neue Bewegung für die Zukunft

Mehr als nur ein Zahlungsmittel: 
Finger weg vom Bargeld!

Österreich darf kein 
Überwachungsstaat werden

Keine Panik! Nicht das Süppchen 
der Populisten mitkochen!

Wollen wir Marionetten der 
Banken werden?

Ein Teuchel ist was?
SERIE  Was uns alte Berufe erzählen

GESCHICHTE. Das Wort ist alt. Im 
Dialekt sagt man auch „Tüchel“ und 
meint damit nichts anderes als ein 
Wasserleitungsrohr aus Holz. Die 
gibt es natürlich längst nicht mehr. 
Das Wasser fließt durch Kunststoff,  
Kupfer oder Stahl.  

Über 1000 Meter lange Leitungen
Der Tostner Fotograf Oliver Ben-
venuti hat für sein Buch „Altes 
Handwerk in Vorarlberg“, das auch 
in der AK-Bibliothek aufliegt, u. a. 
Robert Mangeng in Dalaas besucht. 
Der hat in den 1930er-Jahren zusam-
men mit seinem Vater noch solche 
Leitungen verlegt. Beim elterlichen 
Gehöft versorgte eine 1000 Meter 
lange Leitung aus Holz, die zum 

ersten Mal 1745 verlegt worden war, 
Haus und Stall mit Wasser.

Ein Teuchel ist vier Meter lang 
und wird aus einem Rundling von 
15 bis 20 cm Durchmesser gefer-
tigt. Die Aufgabe des Teuchelma-
chers ist es nun, den Durchlass mit 
einem Durchmesser von 3,5 bis 4,5 
cm genau zu bohren.Dazu wird der 
ungeschälte Rundling auf zwei Blö-
cke gelegt und mit Kette und Bolz-
gewicht festgebunden. Der Bohrer, 
den der Teuchelmacher nun ansetzt. 
misst stolze 2,5 Meter Länge. Er wird 
mit einer Art Gabel, der Geiß, waag-
reicht geführt und mit einem Hebel 
am Ende gedreht. Für einen Teuchel 
benötigte der geschickte Handwer-
ker ungefähr vier Stunden. Robert Mangeng aus Dalaas führte dem Fotografen sein Handwerk vor.
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Bargeld: Säule 
unserer Freiheit?

Bereits für Dostojewski war Bargeld „geprägte Freiheit“ – Finanzlobbyis-
ten und Politiker wollen es hingegen so schnell wie möglich loswerden.

Liste AK-Präsident Hubert Hämmerle – ÖAAB/FCG

CASH. Finanzlobbyisten und Politiker 
fordern immer lauter die Abschaffung 
des Bargeldes. Unhygienisch, um-
ständlich und teuer seien Münzen und 
Scheine und der elektronische Zah-
lungsverkehr viel bequemer und siche-
rer. Zuletzt wurde ja beschlossen, den 
500-Euro-Schein abzuschaffen. Aus Si-
cherheitsgründen, wurde betont.

Bargeld-Befürworter halten massiv 
dagegen: Bargeld sei „gedruckte Frei-
heit“. Allein die Begrenzung von Bar-

geldzahlungen, wie es sie in Frankreich 
oder Griechenland bereits gibt, würde 
den Kontrollstaat ermöglichen. Bei ei-
ner Abschaffung würden Bürgerinnen 
und Bürger zu „Geiseln der Banken“, zu 
gläsernen Konsumenten. 

Die AKtion hat die in der Vollver-
sammlung der AK Vorarlberg vertre-
tenen Fraktionen nach ihrer Meinung 
über eine mögliche Abschaffung des 
Bargelds befragt. Lesen Sie hier die je-
weiligen Antworten. 

Für die einen 
ist es teuer, 
unhygienisch 
und umständ-
lich, für die 
anderen unver-
zichtbar: unser 
Bargeld.
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UNVERZICHTBAR. Zweifellos hat der 
bargeldlose Zahlungsverkehr Vorteile:  
Von zu Hause aus den Kontostand prü-
fen oder Überweisungen tätigen, ohne 
auf Öffnungszeiten oder Verkehrsmit-
tel angewiesen zu sein, hat schon was. 
So gesehen sind einige Argumente der 
Bargeld-Gegner schon nachvollziehbar. 
Bargeld abzuschaffen, weil es unhy-
gienisch sein soll, wäre mir hingegen 
noch nie in den Sinn gekommen. War-

um auch? Schließlich wusste schon der 
römische Kaiser Vespasian, dass Geld 
nicht stinkt – wenn auch in anderem 
Zusammenhang. Aber Online-Banking 
hin, Kreditkarte her: Die Abschaffung 
des Bargelds wäre für die Menschen 
dieses Landes eine absolute Katastro-

phe. Jeder Einkauf und das gesamte 
Konsumverhalten würden für ewige 
Zeiten gespeichert. Der Mensch zu ei-
ner hilflosen, gläsernen Marionette 
von Datensammlern, Konzernen und 
von Finanzlobbyisten. Das Argument 
der Sicherheit, das bei der Abschaffung 

des 500-Euro-Scheins ins Treffen ge-
führt wurde, ist meines Erachtens nur 
vorgeschoben. Gauner finden andere 
Wege, Geld zu verschieben. Viel größer 
ist wohl die Gefahr, dass auf Kosten 
der Bürger das angeschlagene Finanz-
system reformiert würde, wenn das 
Bargeld erst einmal abgeschafft ist. Sie 
würden – zum dritten Mal in 100 Jahren 
– ihre Ersparnisse verlieren. 
▸ E-Mail: bernhard.heinzle@gpa-djp.at

Fraktionsobmann 
Bernhard Heinzle 

Bargeld-Abschaffung wäre für 
uns alle eine Katastrophe!

Die Spinnerei Feldkirch beschäftigte zuletzt 80 Menschen. Deren Zukunft steht für AK und Gewerkschaft klar im Mittelpunkt.
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Hartes Ringen mit der  
Holding um Sozialplan
F. M. Hämmerle Holding legte Sozialplanentwurf für Spinnerei Feldkirch vor – 80 Mitarbeiter betroffen – 
Gewerkschaft, AK und Betriebsrat von magerem Angebot enttäuscht – Belegschaft lehnt Vorschlag ab.

HARTE BANDAGEN. Mitte April 
kündigte die F. M. Hämmerle Holding 
an, dass sie die Spinnerei Feldkirch 
schließen müsse. Seither verhandeln 

Arbeiterkammer, Gewerkschaft, Be-
triebsrat und Unternehmensleitung 
über einen Sozialplan für die 80 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
ihren Job verlieren. Parallel dazu ver-
sucht die Holding, die Spinnerei zu 
verkaufen. Noch sind offenbar drei 
Interessenten im Rennen, ein vierter 
ist abgesprungen. 

„Sozial sieht anders aus“
Vergangenen Donnerstag legte Petra 
Kreuzer, Vorständin der F. M. Häm-
merle Holding, den Entwurf für eine 
Betriebsvereinbarung über den So-
zialplan vor. Seitens der AK nahmen 
Christian Maier (Arbeitsrecht) und 
Franz Beck (Sozialrecht) an der Ver-
handlung teil. Maier beurteilt den 
Entwurf kurz und bündig: „Sozial 
sieht anders aus.“

Tatsächlich liegen die Vorstellun-
gen von Holding und Arbeitnehmer-
vertretrern meilenweit auseinander. 
Betriebsratsobmann Bruno Nicolus-

si, Marcel Gilly  (GPA djp) und Stefan 
Bachmann (Pro-Ge) nannten das An-
gebot „nicht akzeptabel“. Egal, ob es 
um Alleinstehende geht, um Kinder-
zuschläge oder um Menschen, die ei-
nem besonderen Kündigungsschutz 
unterliegen – an jedem Punkt erweist 
sich das vierseitige Papier der Holding 
als deutlich unzureichend. 

„Wir sind jetzt an einem äußerst 
schwierigen Punkt angelangt“, sagt 

Gilly. Nicolussi stellte die Ideen der 
Holding noch am Freitag seiner Be-
legschaft in einer Betriebsversamm-
lung vor und holte sich das Mandat, 
weiterzuverhandeln. Durchaus mit 
Hoffnung – Bachmann erinnert dar-
an, dass es zuletzt nach mehreren Be-
triebsschließungen in Vorarlberg ge-
lungen ist, aus ähnlich verfahrenen 
Positionen heraus gute Sozialpläne zu 
entwickeln.

V.l.n.r.: AK-Präsident Hubert Hämmerle, Betriebsratsvorsitzender 
Bruno Nicolussi, Marcel Gilly und Bernhard Heinzle (GPA djp).
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Spinnerei Feldkirch

Über 100 Jahre Bestand
Die Garnspinnerei in Feld-
kirch-Gisingen besteht seit 
1894. Sie ist Teil des einstigen 
Textilriesen F.M. Hämmerle, der 
in seiner Blütezeit bis zu 2200 
Mitarbeiter beschäftigte. Sein 
Niedergang begann Ende der 
1980er-Jahre. Im Jahr 2000 wur-
de der Textilbereich bis auf die 
Spinnerei Feldkirch verkauft.

Jüngste Vergangenheit
Die Spinnerei stellte auf 36.000 
Spindeln jährlich 1100 Tonnen 
Garn für Bekleidung und den 
technischen Bereich her und er-
wirtschaftete laut Vorstand Petra 
Kreuzer zuletzt einen Jahresum-
satz von 10 Millionen Euro.
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Was nächsten Monat zählt
Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag Sonntag

1 2 3 4 5
6 7 8 9 10 11 12

13 14 15 16 17 18 19
20 21 22 23 24 25 26
27 28 29 30    31

JUNI 2016

SPORT  Für viele steht der Juni 
ganz im Zeichen des runden Le-

ders: Am 10. startet die Fuball-EM, Österreich 
spielt erstmals am 14. Juni • SOMMER  Am 21. 
beginnen die Tage bereits wieder kürzer zu wer-
den • REISEN  Die WHO lockert die Impf-Empfeh-
lungen für Reisen in „südliche“ Länder

Gewinnen Sie  
ein Solarpanel für Ihren Rucksack!
Senden Sie die Antworten auf die drei Fragen zu dieser Ausgabe der 
AKtion bitte bis 17. Juni 2016 an gewinnen@ak-vorarlberg.at oder auf 
einer Postkarte an AK Vorarlberg, AKtion, Widnau 2–4, 6800 Feldkirch, 
und Sie nehmen an der Verlosung eines Solarpanels für Ihren Rucksack 
teil. Wir wünschen Ihnen viel Glück! Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 
Das erste Solarpanel hat Hildegard Längle aus Weiler gewonnen. Wir 
gratulieren!

● Frage 1: Wie viele italienische Staatsbürger arbeiten 
in Vorarlberg?

● Frage 2: Wie viele Gehaltskontomodelle 
bezogen die AK-Konsumentenschützer in 
ihren aktuellen Vergleich ein?

● Frage 3: Was wünschen sich laut 
AK-Nachhilfestudie 70 Prozent 
der Eltern?
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Drohnen über dem Vorgarten? Was erlaubt ist und wie sie funktionieren
Drohnen werden immer beliebter. Aber sie sind nicht ungefährlich. Sei es, dass sie unkontrolliert wieder runterkommen, sei es, dass ihre Kameras Intimsphären verletzen. Die 
EU-Verkehrskommissarin Violeta Bulc will noch 2016 europäische Regeln für die Anwendung von Drohnen vorschlagen. Auch ein europäischer Drohnenführerschein sei möglich.

GPS-Empfänger
Mit ihm werden die
Position und die Höhe
der Drohne ermittelt

Kamera
Videos: 4 K (30 Bilder/Sek.)

Fotos: 12 Megapixel
(Modell DJI Phantom III Prof.)

Landing Gear
Gestell für sichere

Starts und Landungen

3-Achsen-Gimbal
Elektromotoren gleichen
die Bewgungen der Drohne
aus und die Kamera liefert
so „ruckelfreie“ Bilder

Flight-Controller
mit Beschleunigungs-
messer und Gyroskop
(misst die Drehbewegung
der Drohne um die eigene
Achse)

Electronic-Speed-Controller
kontrolliert die Geschwindigkeit
und die Drehrichtung der Rotoren
(je einer pro Rotor)

Kamera-Motor
Die Kamera kann über
die Fernbedienung
nach unten und oben
geschwenkt werden

Rotoren
Zur besseren Stabilisierung laufen
zwei im Uhrzeigersinn (schwarz)
und zwei dagegen (grau)

Video-Transmitter
sendet das Videosignal an die Fernbedienung
und an das Smartphone/Tablet

Kompass
als Unterstützung des GPS-Empfängers, um die
korrekte Position und Höhe zu errechnenVibrations-

Absorber

dreht
schneller

dreht
langsamer

Bewegung der Drohne
Die Drohne wird durch verschie-
dene Geschwindigkeiten der
einzelnen Rotoren manövriert

Drohne
Es gibt sie in vielen verschiedenen Ausführungen und mit unterschiedlich 
vielen Rotoren. Das gängigste Modell ist der Quadrocopter (4 Rotoren)

Steigug
Alle vier Rotoren drehen mit
derselben Geschwindigkeit

Drehung
Die gegenüberliegenden Rotoren
drehen schneller oder langsamer 

Vorwärtsbewegung
Die beiden vorderen Rotoren
drehen langsamer

n

Fernbedienung
Steuerung der Drohne

und der Kamera. Als
Monitor kann ein

Smartphone oder ein
Tablet angesteckt

werden. Darauf wird
dann das Live-Video-

Streaming der Kamera
angezeigt.

Gesetzeslage in Österreich

Anfang 2014 wurde das österreichische Luftfahrtgesetz um ein Kapitel mit speziellen Regelungen für „Flugmodelle und unbemannte Luftfahr-
zeuge“ ergänzt. Vom Gesetz ausgenommen sind „Spielzeuge“ – de�niert als unbemannte Geräte mit einer begrenzten Bewegungsenergie, die nicht höher
als 30 Meter über dem Boden �iegen. Als „Flugmodelle“ gelten dagegen Geräte, die nur in einem Umkreis von 500 Metern ge�ogen werden und bei denen eine 
Sichtverbindung zum Piloten besteht. Sie dürfen nicht gewerblich genutzt werden und müssen unter 25 Kilogramm wiegen. Sind sie schwerer, braucht man eine 
Bewilligung der zuständigen Luftfahrtbehörde Austro Control (in manchen Fällen sogar einen Pilotenschein). So eine Bewilligung ist auch erforderlich, wenn 
an der Drohne eine Kamera befestigt ist, die Bilder abspeichert.
             Achtung: Wer eine Drohne über 25 Kilo ohne Bewilligung steuert, muss nach dem Luftfahrtgesetz mit einer Geldstrafe bis zu 22.000 Euro rechnen.
              Liegen erschwerende Umstände vor, so kann neben einer Geldstrafe auch eine Freiheitsstrafe von bis zu sechs Wochen verhängt werden.

Lesen macht das 
Reisen leichter
LESESOMMER. Sommer, Sonne, 
Lesen – das gehört für viele un-
trennbar zusammen. Die Teams 
der beiden AK-Bibliotheken in 
Feldkirch und Bludenz wissen das 
nur zu gut. „Wir haben etwa 2000 
Bücher zum Thema Reisen“, sagt 
Bibliotheksleiterin Ulrike Keckeis, 
„und der Bestand wird fortlaufend 
erneuert.“ Dabei geht es nicht nur 
ums Ausland. Allein der Bereich 

„Reise und Vorarlberg“ umfasst 
etwa 160 Bücher.

Dabei sind nützliche Publi-
kationen wie Wanderführer und 
Sportführer das eine. Historische 
und literarische Reiseberichte 
vermögen ebenso wie fundierte 
Kunstreiseführer auf ganz ande-
re Art, Reiselust und Vorfreude 
auf den kommenden Sommer zu 
schenken.

AK-BIBLIOTHEKEN  Weil Lesen das Leben bereichert  

● Bludenz
Bahnhofplatz 2; Di 10–12 und 13–19 
Uhr, Mi bis Fr 10–12 und 13–18 Uhr, 
Tel. 050 / 258-4550, E-Mail: biblio-
thek.bludenz@ak-vorarlberg.at
● Feldkirch 
Widnau 2–4; Di 10–19 Uhr, Mi bis 
Fr von 10–18 Uhr, Tel. 050 / 258-
4510, E-Mail: bibliothek.feld-
kirch@ak-vorarlberg.at

● Digital
In der digitalen 
Bibliothek der AK 
findet sich ein 
breites Angebot an 
eBooks und auch 
Spezialbibliothe-
ken. Ein Benutzer kann parallel 
10 eMedien ausleihen. Wo? 
www.ak-vorarlberg.at/ebooks

Termine für Leser
● Buch am Bach
Vorarlbergs Kinder- und Jugend-
buchmesse von 21. bis 23. Juni 
2016 in Götzis – die AK ist mit dem 
Thema „Mangas“ stark vertreten.
● Badebuch
Die AK-Bibliothek ist auch diesen 
Sommer im Erlebnis-Waldbad.

Die AK-Bibliotheken bieten umfangreiche Reiselektüre an.

Waste, Jörg / Alifredi, 
Giorgio: Ich bleibe im Valle 
Maira – Lebensperspektiven 
in einem rauen Land; 
Rotpunktverlag

Salomon, Wolfgang: Triest 
abseits der Pfade; Braumüller 
Verlag

Ortheil, Hanns-Josef: Die 
Insel der Dolci; Langen Müller 
Verlag

Machreich, Wolfgang: 
EU-Gipfel – 28 Höhepunkte 
Europas, auf die man stehen 
muss; traveldiary.de Verlag

Vogeley, Michael: Fernwan-
derwege in Europa; Bruck-
mann Verlag

Orth, Stephan: Couchsur-
fing im Iran; Malik

Schrader, Halwart: 1001 
Wanderwege; Ed. Olms Zürich

Motorliebe: Auf der Vespa 
durch die USA; Delius-Klasing

Sedano, Nina: Die Länder-
sammlerin; Eden Books

BÜCHER-
TIPPS

Banken schlägt heftiger 
Widerstand entgegen

BANKOMATGEBÜHR  In Zukunft soll das Abheben des eigenen Gelds am Automaten extra kosten

95 von 100 Konsumen-
ten haben kein Ver-
ständnis, dass sie für 
etwas bezahlen sollen, 
was sie selbst am Auto-
maten erledigen.

Wofür bezahle ich dann Kontofüh-
rungsgebühren?

  Marcel R.

Wenn das Abheben von Geld an Bankomaten kostenpflichtig wird,  
werde ich möglichst oder sicher keine Bankomaten mehr benützen.  
Ich werde dann mehr Geld daheim haben, d. h. weniger auf das Konto 
bei der Bank einzahlen usw.

  Robert Flatz

Früher wurde man bedient, wenn man am Schalter Geld behoben hat. 
Das hat nichts gekostet. Nun macht man es am Bankomat selbst und 
dafür wollen die Banken noch Geld. Das ist nicht in Ordnung.

  W. Rukowski

Die Steuerzahler haben die Banken gerettet und jetzt bedanken sie sich 
dafür. Man braucht doch Bonizahlungen … und das Volk soll sich einen 
Lutscher kaufen?

  Christine Hämmerle

„Die“ Banken haben mittlerweile so viele Förderungen erhalten, dass 
zusätzliche Gebühren von den Kunden aus meiner Sicht nicht tragbar 
sind!

  Roslinde Gächter

Was dürfen sich die Banken unter staatlichem Schutz noch erlauben? 
Zuerst MUSS man ein Konto haben, damit sie MEINEN Lohn gegen Ge-
bühr verwalten dürfen, und jetzt soll ich auch noch für MEIN Geld am 
Bankomat Gebühren zahlen. Dies fällt doch wohl unter Serviceleistung. 
Das ganze Banken- und Zahlsystem ist doch nur noch eine Frechheit. 
Die Banken kassieren, und wenn sie Pleite gehen, zahlen die Bürger 
nochmal. Das ist moderne Piraterie.

  Bernhard Künz

Das Abheben am Bankomat soll kostenfrei bleiben!
  Antoinette Vogel

Es gibt schon genug Gebühren!
  Klaus Kienreich

Also, so wie die Zins-Situation zur Zeit ist, fände ich es eine Zumutung, 
auch noch fürs eigenständige Bedienen eines Automaten etwas zu  
verlangen. Wenn das im Ausland ist oder bei einer fremden Bank,  
dann könnte man darüber nachdenken, aber nicht bei der Hausbank!

  Roswitha Satzinger

Gebühren für die Maestrokarte werden ja schon vorgeschrieben. Sollten 
tatsächlich Bankomatgebühren extra pro Abhebung eingeführt wer-
den, werde ich einmal am Monatsanfang das gesamte Guthaben des 
Girokontos abheben – und das war’s dann! 

Der neuerliche Angriff auf die Geldbörse der Bankkunden dürfte, 
wie schon mehrere unüberlegte Maßnahmen der Banken, ein Schuss 
nach hinten sein.

  Ernst Fussenegger

Ich halte nichts von neuen Gebühren. Jetzt bekommt man bei der Bank 
schon keine Zinsen auf das Sparbuch mehr, und dafür will man für das 
Abheben von dem monatlichem Einkommen und Erspartem auch noch 
abkassieren. Die Kassen können nie genug bekommen und haben eh 
schon so viel von den Sparern. Ich bin der Meinung, dass jetzt wirklich 
einmal Schluss sein soll.

  Rüdiger Doppelreiter

Weshalb eigentlich? Da streichen Banken tausende Stellen, an jeder 
Ecke steht ein Bankomat (also keine Neuanschaffungen notwendig), 
und ich soll, wenn ich selbst zum Bankomat gehe und einen Teil meines 
eigenen Geldes abhebe, noch dafür zahlen?

Oh, Pardon, wie kann ich nur so blauäugig sein! Ich habe ja ganz  
die Boni der Bosse vergessen … 

  Roland Gmeiner

Ich finde es gerechtfertigt, dass Banken bei Behebungen von Fremd-
kunden eine Gebühr für die Bankomatbehebung verrechnen. Für Behe-
bungen von eigenen Kunden sollen keine Gebühren anfallen.
   Maria Ammon

Ich finde das nicht in Ordnung. Ich hätte gerne gewusst, wie es ausse-
hen würde, wenn niemand mehr Geld auf die Bank bringt.

  Werner Kumhart

Wenn jede Abhebung etwas kostet, dann werden nur noch möglichst 
hohe Beträge abgehoben. Entweder habe ich immer eine größere Sum-
me bei mir oder ich muss das Bargeld wieder zu Hause horten, um den 
Gebühren möglichst zu entgehen.

Sicher ist es ein Aufwand, die Bankomaten immer zu befüllen. 
Aber man macht das praktisch für die eigenen Kunden, denn jeder hebt 
bei der eigenen Bank ebenso wie bei Fremdbanken das Geld ab. Somit 
gleicht sich das größtenteils wieder aus. Früher musste man alles bar 
an der Kasse holen, das war wesentlich mehr Arbeit als die Befüllung 
ausmacht. 

Leider wird das feine, bargeldlose Quick immer mehr zurückge-
drängt. Immer mehr Firmen nehmen dieses Geld nicht mehr an.

  Renate

Die Banken machen es sich einfach! Schalterbeamte gibt es nur noch 
sehr wenige, die meisten Bankgeschäfte muss ich selber erledigen,  
und jetzt soll ich noch für etwas bezahlen, wo mir keine Leistung  
gegenübersteht!

  M. Handlos

Wenn Banken so weitermachen, verlange ich mein Gehalt vom Arbeit-
geber in bar. Draghi schafft Zinsen ab und Banken überlegen sich nur 
noch, wie und wo sie Gebühren einheben können. Redliche Sparer und 
Arbeitnehmer werden von diesem System nur noch abgezockt.

  Alexander Sapletan

Man muss nicht einmal an Verschwörungstheorien glauben – es genügen schon 
simple Fakten, um die gravierenden negativen Auswirkungen auf unser Leben zu 
erkennen, die die Abschaffung des Bargelds mit sich bringt. „Schon die Begrenzung 
von Bargeldzahlungen ermöglicht den Kontrollstaat“, schreibt der deutsche Finanz-
marktexperte Prof. Max Otte in seinem aktuellen Buch „Rettet unser Bargeld!“. In 
einer Welt, in der nur noch bargeldlos bezahlt werden kann, ist alles in Datenban-
ken dauerhaft registriert. Otte: „Ihr Profil wird zum Eigentum einer oder mehrerer 
Konzerne. Ihr Profil wird zur Ware. SIE werden zur Ware!“ Was noch vor wenigen 
Jahren undenkbar war, sei heute bedrohlich nahe gerückt. Der „Krieg gegen Bar-
geld“ werde mit allen Mitteln der Propaganda, Meinungsbeeinflussung  und Ein-

schüchterung geführt. Noch sei Widerstand möglich und gera-
dezu Bürgerpflicht, sagt Otte. 

Am 28. Juni wird er auf Einladung der AK Vorarlberg zu den Hintergründen und Auswir-
kungen der bereits schleichend eingeführten Abschaffung des Bargelds referieren. 

▸ Prof. Max Otte in der AK Vorarlberg: Dienstag, 28. Juni 2016, 19.30 Uhr im Saal  
der AK Feldkirch, Widnau 2–4, Eintritt frei. Wir bitten um Anmeldung unter  
bildung@ak-vorarlberg.at oder Telefon 050/258-4026 
▸ Max Otte: Rettet unser Bargeld!, Ullstein Streitschrift, 48 Seiten, broschiert, 
ISBN 978-3-550-08158-3, 7,20 €

AK Vorarlberg bringt Bestseller-Autor ins Land

AK-Umfrage: Österreichs Banken denken über eine eigene 
Bankomatgebühr nach. Was halten Sie davon?

Einreichschluss: 
31. Januar 2017Anmeldung zur Zerti� zierung  www.salvus.at

GELDBEHEBUNG. Die AK Vorarl-
berg sagt klar Nein zu künftigen 
Bankomatgebühren: Bei der Banko-
matabhebung dürfen keine Kosten 
anfallen. Über ein Online-Voting 
lotet die AK seit dem Vormonat die 
Meinung der Konsumenten aus: Soll 
das Abheben weiterhin kostenfrei 
bleiben oder sollen die Banken dafür 
etwas verlangen dürfen?  

Das Zwischenergebnis bei Re-
daktionsschluss fällt eindeutig aus: 
95,29 Prozent positionierten sich 
als Gegner einer flächendecken-
den Bankomatgebühr*). Sie haben 
weiterhin die Möglichkeit, an der 
Online-Umfrage der AK Vorarlberg 
teilzunehmen. Rechts ein Auszug 
aus Kommentaren, die von Konsu-
menten abgegeben wurden.   

*)  Einige regionale Banken verrech-
nen bereits pro Abhebung eine 
Gebühr, die mitunter erst im Klein-
gedruckten zu entdecken ist. Fällig 
wird die Gebühr vor allem, wenn es 
sich nicht um Bankomaten der Haus-
bank des Kunden handelt.

▸ Der QR-Code führt direkt zum 
AK-Voting. Sie können 
auf Ihrem Inter net-
Browser auch diesen 
Link eingeben  
http://bit.ly/1qDsuAQ

Prof. Max Otte, profi-
lierter Finanzmarkt-
experte
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KRYPTOWÄHRUNG. Wurden Sie 
auch schon im Bekanntenkreis 
angesprochen? Wer frühzeitig auf 
„OneCoin“ aufspringt, könne in 
kurzer Zeit viel Geld verdienen … 

Allein schon dieses „Aufsprin-
gen“ sollte stutzig machen, erinnert 
die Aufforderung doch frappant an 
den Mechanismus, der allen Pyra-
midenspielen zugrunde liegt: Nur 
die Ersten haben (wenn überhaupt) 
mathematisch eine Chance, von ei-
nem nebulosen System zu profitie-
ren. Den meisten bleibt jedoch der 
finanzielle Schaden. 

So lautet auch bei „OneCoin“ 
das Versprechen, wer jetzt in die-
se Kryptowährung investiert und 
kauft, werde durch die tolle Wert-
entwicklung reich. Eigenartig ist 
unter anderem, dass die österrei-
chische Webseite seit Wochen we-
gen angeblicher „Wartungsarbei-
ten“ offline ist. Stutzig macht auch 
der Firmensitz Gibraltar mit seinen 
– gelinde gesagt – juristischen Ei-
genheiten.

Finanzielles Abenteuer
„Vieles deutet auf das nächste 
Schneeballsystem hin“, warnt 
Mag. Paul Rusching von der Kon-
sumentenberatung der AK Vor-
arlberg vor einem Einstieg. Erste 
Fälle landeten bereits auf seinem 
Tisch, in denen gutgläubige Vorarl-
berger „OneCoins“ gekauft haben, 
jetzt aber auf dem virtuellen Geld 
sitzen bleiben. Der Traum vom 
schnellen Geld führte sogar so 
weit, dass ein Konsument bei der 

Bank einen größeren Kredit zum 
Kauf von „OneCoins“ aufnehmen 
und diesen durch die Wohnung be-
sichern wollte. Weil ihm die Bank 
den Kredit verweigerte, erwartete 
er Hilfe von der AK-Konsumen-

tenberatung. Rusching konnte ihn 
schließlich überzeugen, die Finger 
von dem finanziellen Abenteuer zu 
lassen. 

Es bleiben viele Fragen offen, 
weil es beispielsweise keinen of-

fenen Handel mit den „OneCoins“ 
gibt, sondern nur ein geschlosse-
nes System. Wie der behauptete  
Wert der angeblichen Kryptowäh-
rung zustande kommt, ist nicht 
nachvollziehbar. In Internet-Foren 

häufen sich Berichte über Hürden, 
„OneCoins“ wieder in reale Wäh-
rungen umzutauschen. Offenbar 
zielt alles nur darauf ab, durch 
ständig neue „Investoren“ echtes 
Geld einzusammeln. 

KREDIT. Anders als alle Unterin-
stanzen meint der Oberste Gerichts-
hof (OGH), dass die Bearbeitungs-
gebühr zulässig ist, die die Bank 
für Tirol und Vorarlberg (BTV) für 
Kredite verlangt. Bei einem Kon-
sumkredit werden 2,5 Prozent Be-
arbeitungsgebühr fällig, bei einem 
hypothekarisch besicherten Ver-
braucherkredit immerhin noch ein 
Prozent. 

Der Verein für Konsumentenin-
formation (VKI) hatte die Bank im 
Auftrag der AK Vorarlberg geklagt 
und in den ersten Instanzen auch 
Recht bekommen. Es ging um die 

juristischen Fragen, ob die Kredit-
bearbeitungsgebühr der BTV „kon-
trollfähig“ und für die Kreditnehmer 
„gröblich benachteiligend“ ist und 
intransparent zustande kommt. Das 
alles verneinte das Höchstgericht. 

Der OGH begründet die Zulässig-
keit der Kreditbearbeitungsgebühr 
damit, dass mit ihr ein bestimmter 
Aufwand abgegolten werde. Nach 
seiner Rechtsprechung sei ja auch 
die Gebühr für die Depotübertra-
gung und die Kontoführungsgebühr 
für Kreditkonten zulässig. Außer-
dem diene die Bonitätsprüfung dem 
Schutz des Kreditnehmers. 

Bearbeitungsgebühr 
ist doch zulässig

BANKEN. Ein Gehaltskonto ist im 
Vergleich zum Vorjahr um ein knap-
pes Viertel teurer geworden und kos-
tet einen Normalnutzer nun durch-
schnittlich rund 108 Euro pro Jahr. 
Im Jänner 2015 war ein Gehaltskon-
to noch deutlich billiger: Es kostete 
im Schnitt 88,08 Euro. Das zeigt 
ein aktueller AK-Preisvergleich von 
40 Gehaltskonten bei 17 Filial- und 
Onlinebanken. Die Arbeiterkam-
mer hat dazu die Preise für eine 
durchschnittliche Nutzung mit 280 
Buchungen pro Jahr und ohne Kon-
toüberziehung herangezogen. Hier 
die wichtigsten Ergebnisse.

Zwei Banken verzinsen gar nicht
Die Kosten bewegen sich jährlich 
zwischen null (easy gratis / easy-
bank; Hello Gehaltskonto / Hello 
bank!) und 315,26 Euro (BTV-Ge-
haltskonto / Bank für Tirol und Vor-
arlberg). Allerdings enthalten die 
teureren Kontomodelle im Schnitt 
mehr Leistungen als die günstige-
ren, etwa eine oder mehrere Kredit-
karten. 

Die Zinsen für Guthaben liegen bei 
durchschnittlich 0,05 Prozent. Sie 
betragen zwischen null (Relax-Kon-
to und Online-Konto / Bank Austria; 
BTV Kompakt und BTV-Gehalts-
konto / Bank für Tirol und Vorarl-
berg) und 0,25 Prozent (easy konto / 
easybank). Zwei Banken sind somit 
nicht mehr bereit, überhaupt eine 
Verzinsung des Guthabens zu ge-
währen.

Sollzinsen nur wenig gesunken
Wer sein Konto überzieht, zahlt teu-
er drauf – im Schnitt betragen die 
Sollzinsen zehn Prozent. Konkret 
verlangen die Banken für Überzie-
hungen sechs Prozent (Classic Kon-
to/Austrian Anadi Bank) bis 13,50 
Prozent (Gehaltskonto / VakifBank) 
an Zinsen. „Aufgrund des anhal-
tend niedrigen Zinsniveaus auf 
dem Geld- und Kapitalmarkt sind 
die Sollzinsen sehr happig“, kriti-
siert der AK-Konsumentenschutz. 
Im Vergleich zum Vorjahr wurden 
die Guthabenzinsen im Schnitt um 
60 Prozent gesenkt, die Sollzinsen 

jedoch nur um bescheidene 9,3 Pro-
zent.

Mehr Klarheit für Bankkunden
Die Kostenexplosion innerhalb ei-
nes Jahres ist für die AK-Experten 

nicht begründbar. Kritisiert wird 
auch, dass Kontomodelle nur schwer 
miteinander vergleichbar sind. Hier 
soll aber ab Herbst das neue Ver-
braucherzahlungskontogesetz Kun-
den mehr Transparenz bieten.

Preise für Gehaltskonten 
sind enorm gestiegen
Überziehungszinsen noch immer extrem hoch. Guthabenzinsen liegen im Schnitt bei fast null Prozent.

Nichts für die Kleinsten
Buggys sind leicht und kompakt. Doch viele Modelle sind für die Sprösslinge wenig komfortabel.

Camstudio
Bei diesem Programm han-
delt es sich um einen soge-
nannten „Screenrecorder“ 
– das heißt: Das Programm 
nimmt alles auf, was auf dem 
Bildschirm passiert, aber auch 
den Ton. Camstudio speichert 
die entstandenen Videos 
als AVI- oder SWF-Datei ab. 
Natürlich kann in Camstudio 
auch eingestellt werden, ob 
der gesamte Bildschirm oder 
nur ein Teil aufgenommen 
wird. Es lassen sich auch 
Texte und grafische Objekte 
in das Video einbinden. Wie 
immer handelt es sich auch 
bei diesem Programm um 
Open-Source. Die Software 
kann also frei heruntergela-
den, installiert und verwendet 
werden. Download unter:  
http://p.sf.net/camstudio/
stable 

▸ E-Mail: oliver.fink
@ ak-vorarlberg.at

von Oliver Fink, 
Leiter der

EDV-Abteilung 
der AK Vorarlberg

COMPUTER-
TIPP
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VKI-TEST. Buggys sind für Eltern 
eine feine Sache. Sie haben wenig 
Gewicht, lassen sich zusammen-
klappen und passen in jeden Kof-
ferraum. Anders als mit einem 

sperrigen Kinderwagen 
kommt man 

mit ihnen 
auch ohne 
f r e m d e 
Hilfe pro-
blemlos in 

öf fent l i-
c h e 

Verkehrsmittel. Und sie haben auch 
Vorteile für die Kinder. Die Spröss-
linge können selbst aus dem Buggy 
aussteigen, wenn sie lieber laufen 
möchten. Oder in ihn hineinklet-
tern, wenn sie das Bedürfnis über-
kommt, ein Nickerchen zu machen.

Buggy von Anfang an? 
Warum nicht gleich mit einem Bug-
gy beginnen, denken viele Eltern, 
und sich den teuren, sperrigen Kin-
derwagen einfach sparen? Ganz 
schlechte Idee! Auch wenn manche 

Hersteller ihre Buggys für Kinder 
ab der Geburt anbieten: Neugebo-
rene sind in einer Tragetasche oder 
Babywanne am besten aufgehoben. 
Nur dort liegt ihre Wirbelsäule gera-
de und sie haben ausreichend Platz, 
um sich zu bewegen. Altersgerecht 
ist der Buggy erst dann, wenn der 
Nachwuchs zumindest selbststän-
dig sitzen kann.  

Viele Sitze sind zu schmal. Da 
bleibt nicht viel Reserve fürs Wachs-
tum und kaum Platz für dicke Win-
teroveralls. In manchen Buggys 

sitzen die Kinder aber nicht nur 
eingezwängt, sondern auch zu weit 
hinten, was beim Abwinkeln der 
Beine Probleme macht. Ausgespro-
chen ärgerlich ist, dass kein einzi-
ges der vom VKI getesteten Modelle 
verstellbare Fußstützen hat. Und so 
hängen in der täglichen Praxis die 
Beinchen entweder in der Luft oder 
sie werden zu stark abgewinkelt. Vor 
allem in Kombination mit zu tiefen 
Sitzen führt Letzteres zu überbeug-
ten Hüften und damit zu einer sehr 
unbequemen Sitzposition. 

Schiebegriffe, Stoff und Regen-
schutz sind mitunter beträchtlich 
mit bedenklichen Substanzen be-
lastet. Beim Hauck fanden sich ge-
fährliche Chlorparaffine im Griff, 
die seit 2002 verboten sind. Hauck 
startete mittlerweile eine Rück-
rufaktion. Beim Chicco wurde ein 
möglicherweise krebserregendes 
Flammschutzmittel entdeckt. Bes-
ser Finger weg!

▸ Detaillierte Testergebnisse   
(kostenpflichtig): www.konsument.
at/buggys042016

Vergleichen und verhandeln Sie! 

● In vielen Fällen haben Sie Verhandlungsspielraum bei den Zinsen für 
Überziehung und Guthaben. Reden Sie mit Ihrem Bankberater. 

● Teuer, wenn kein Dauerauftrag geht: Wird der Dauer- oder Einzie-
hungsauftrag wegen eines überzogenen Kontos nicht durchgeführt, kann 
das bis zu zehn Euro kosten. Ändern Sie eventuell den Durchführungs-
zeitpunkt, etwa wenn das Gehalt eingeht. 

● Pauschal ist nicht pauschal: Prüfen Sie bei Konten mit Pauschalver-
rechnung, ob alle oder nur ganz bestimmte Buchungen kostenlos sind. 

● Achtung, Einzelverrechnung: Bei Konten mit Einzelverrechnung gilt: 
weniger Transaktionen, weniger Spesen. 

● Bargeschäfte am Schalter vermeiden: Barbehebungen oder Bareinzah-
lungen am Schalter können teuer kommen. Bankomaten sind billiger als 
Schalterbehebungen – noch (siehe Seite 9). 

● Gehaltskonten vergleichen: Unter ak-bankenrechner.at können Sie im 
Internet die Zinsen und Spesen für Gehaltskonten vergleichen.

KONSUMENTEN- 
TIPP

WhatsApp muss seine 
AGB übersetzen
Der beliebte Internet-Dienst 
WhatsApp muss seine Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen ins 
Deutsche übersetzen. Das Berliner 
Kammergericht gab mit dieser 
Anordnung einer Klage des deut-
schen Bundesverbandes der Ver-
braucherzentralen statt. AGB von 
Unternehmen sind ohnehin oft 
lang und für Konsumenten schwer 
verständlich, argumentierten die 
Konsumentenschützer. Dass Milli-
onen Nutzer von WhatsApp diese 
nicht auch noch in einer fremden 
Sprache hinnehmen müssen, sei 
auch ein wichtiges Signal an ande-
re internationale Unternehmen. 
Sobald das Urteil rechtskräftig ist, 
müssen die AGB übersetzt wer-
den. Sollte das Unternehmen dem 
nicht nachkommen, droht ein 
Ordnungsgeld in Höhe von bis zu 
250.000 Euro, so das Gericht. 

Kleine Portionsangabe 
trickst Käufer aus
Göttinger Wissenschaftler wiesen 
nach, wie leicht sich Konsumen-
ten in die Irre führen lassen. Die 
Mehrzahl orientiert sich an der 
Kalorienangabe auf der Vordersei-
te von Lebensmittelpackungen. 
Diese steht jedoch im Verhältnis 
zu einer (kleinen) Portionsgröße, 
die der Hersteller selbst bestimmt.  

Vorsicht mahnt Dr. Karin Hinteregger, Leiterin der AK-Konsumentenberatung, bei Studienanfängern 
bzw. deren Eltern an: „Spätestens jetzt wird in Wien und in anderen Unistädten nach einer günstigen Woh-
nung gesucht, was Betrüger mit dem sogenannten Kautions-Trick ausnützen. Vor allem auf Online-Portalen 
werden auffallend billige Mietwohnungen offeriert. Tritt man dann mit dem angeblichen Besitzer oder Mak-
ler in Kontakt, kommen dann alle möglichen Geschichten, warum er oder sie bei der vereinbarten Besichti-
gung verhindert ist. Aber gerne schicke man den Schlüssel zu, heißt es, zur Sicherstellung solle jedoch ein 
bestimmter Betrag überwiesen werden. Leider stellt sich dann heraus, dass alles nur ein Schwindel war und 
es die betreffende Wohnung gar nicht gibt. Das Geld ist natürlich weg.“ 

IM FRÜHLING HAT DER KAUTIONS-TRICK HOCHKONJUNKTUR
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Bonusmeilen: Vorteil 
muss länger gelten
Das Handelsgericht Wien erklärte 
die Klausel des Meilensammelpro-
gramms der Fluggesellschaft KLM, 
die einen Verfall von „Premiummei-
len“ nach nur 20 Monaten vorsieht, 
für unzulässig. Bei den gesammel-
ten oder zugekauften Premiummei-
len handelt es sich nach Ansicht 
des Gerichts um gutscheinähnliche 
Zugaben, deren Gültigkeitsdauer – 
wie jene von Gutscheinen – 30 Jahre 
beträgt. Eine Beschränkung der 
Gültigkeit sei zwar möglich, müsse 
aber sachlich gerechtfertigt sein. 
Das Urteil ist nicht rechtskräftig. 

Informationspflicht für 
Internetanbieter
Internetanbieter sind seit 30. April 
durch die EU verpflichtet, vor Ver-
tragsabschluss bzw. vor Erneuerung 
eines alten Vertrages die Kunden 
klar und verständlich über be-
stimmte Eigenschaften des Zugangs 
zu informieren. Darunter fallen 
etwaige Volumenbeschränkungen 
und wie hoch die minimale norma-
lerweise zur Verfügung stehende 
und die maximale Download- und 
Upload-Geschwindigkeit ist. 

UMRECHNUNG. Bereits im Novem-
ber hatte das Handelsgericht Wien 
bestimmte Klauseln zur Währungs-
umrechnung in Kreditverträgen 
der Erste Bank der österreichischen 
Sparkassen AG als gesetzwidrig 
beurteilt. Bei Fremdwährungskre-
diten war auf das sogenannte „Ers-
te Bank Devisenfixing“ verwiesen 
worden – dem darin enthaltenen 
Aufschlag lag jedoch kein objektiver 
Parameter zugrunde. Vielmehr wird 
der Kurs letztlich ohne irgendeine 
sachliche oder betragliche Begren-
zung von der Bank gebildet. Schon 
geringe Abweichungen wirken sich 
für die Kreditnehmer deutlich nach-
teilig aus.  

Die Verbandsklage war vom Ver-
ein für Konsumenteninformation 

(VKI) auf Betreiben der AK Vorarl-
berg eingebracht worden. Die Erste 
Bank legte zuerst Berufung gegen 
das Urteil ein, zog diese vor Kurzem 
aber überraschend zurück. Damit ist 
das Urteil rechtskräftig. 

Allerdings zieht die Erste Bank 
ihre eigenen Schlüsse: Derzeit in-
formiert sie ihre Kunden, dass nur 
eine leichte Korrektur vorgenom-
men und es nur kleine Gutschriften 
geben wird. AK Vorarlberg und VKI 
sind sich einig, dass nach dem ein-
deutigen Gerichtsurteil die verrech-
neten Aufschläge zur Gänze zurück-
bezahlt werden müssen. Zur Zeit 
werden daher weitere Klagen gegen 
die Erste Bank geprüft, um den be-
troffenen Kreditnehmern zu ihrem 
Recht zu verhelfen. 

Erste Bank negiert 
Folgen eines Urteils
Gericht stellte klar fest, dass Klauseln für Fremdwäh-
rungskredite gesetzwidrig sind. 

Reale Gefahr mit 
virtuellem Geld
„OneCoin“ nennt sich eine neue virtuelle Geldmaschine, die ähnlich wie Bit-
coin funktionieren soll. Die AK warnt davor, den Versprechungen zu glauben.  

Das Ganze als Investment zu 
betrachten, halten wir für sehr 
bedenklich.

Mag. Paul Rusching
AK-Konsumentenberatung » 

Das System „OneCoin“ verspricht das schnelle Geld durch die 
angeblich tolle Kursentwicklung. Die AK rät: Finger weg! ©
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Nuna Pepp Luxx 270,– gut (70)   82x55x28 10,2 93/102 ● 4,5 + o + + + + + + + + + + + + o + + + + + + + + +
Maclaren Techno XT 330,– gut (68) 105x34x37 8,5 106/109 ❍ 2,0 + o + + + + + + + + + + + + o + + o o + + + + +
Baby Jogger Vue Lite 269,– gut (64) 102x32x38 7,0 103 ❍ 4,5 + o + + + + + + o + + o o o o + + + + + +

Peg Perego Pliko P3 Compact 
Classico 345,– gut (64) 102x35x45 9,4 98/102 ● 5,0 + o + + + + + + o o + o o + + o o o + + +

Knorr-Baby Vero XL Happy Colour 119,– gut (62)   99x50x38 9,4 103 ● 5,0 + o + + + e. + + + + + + o o + o o + + + + o
ABC Design Takeoff 219,– durchschnittlich (56)   50x45x35 8,0 102 ● 2,0 o – + + + + + + o + + + – o + o o + + + + o
Joie Nitro 110,– durchschnittlich (56) 109x32x26 7,6 103 ● 4,5 o – + + + + + + + + + + o o o o + o + + + o
TFK Dot 199,– durchschnittlich (56)   67x34x37 7,5 104 ● 5,0 o – + + + + + + o + – o o + + + o + + + +
Quinny Zapp Xtra² 270,– durchschnittlich (54) 101x33x39 9,3 98 ❍ 2,0 o – + + + + + + o + – – + + o + o + + o +
Cool Baby Jan 99,– durchschnittlich (52) 106x32x31 8,5 103 ● 3,0 o – + + + e. + + o + + – o o + + o + + + –
Recaro Easylife 230,– durchschnittlich (52)   60x48x30 6,1 103 ❍ 5,0 o – + + + + + o + + + + – o o o + + + + o –
Chic 4 Baby Lido 120,– durchschnittlich (50) 105x33x28 7,8 104 ● 4,0 o o + + e. + o + + o o – o + + + + o o
Kiddy City‛n Move 189,– nicht zufriedenst. (10) 107x35x45 9,8 101 ● 5,0 o o + + e. + + o + + o o o + o + – – + o
Hauck Shopper Comfortfold 90,– nicht zufriedenst. (2)   89x51x38 7,6 – ● 3,0 + o + + + e. + – o + + – – – + + o o + + – o – –
Chicco Lite Way 170,– nicht zufriedenst. (0) 108x35x36 8,5 100 ● 3,0 + o + + + + + + + + + o + o + + o + + + – –

Zeichenerklärung: ● = ja ❍ = nein e. = entfällt Beurteilungsnoten: sehr gut (+ +), gut (+), durchschnittlich (o), weniger zufriedenstellend (–), nicht zufriedenstellend (– –) Prozentangaben = Anteil am Endurteil        Preise: März 2016

Testergebnisse 
Kinderbuggys
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8500 Schüler sind auf 
Nachhilfe angewiesen
Derzeit würden viele Vorarlberger Schüler die vorge-
gebenen Lernziele ohne außerschulische Nachhilfe 
nicht erreichen. Über 70 Prozent der Eltern wün-
schen sich mehr schulische Nachmittagsbetreuung 
mit individueller Förderung. 

NACHHILFEBEDARF. Eine aktuel-
le Eltern-Befragung vom Institut für 
empirische Sozialforschung (IFES) 
ergab, dass der Bedarf für Nachhilfe 
in Vorarlberg immer noch ungebro-
chen hoch ist. 

Beinahe jeder fünfte Schüler in 
Vorarlberg nimmt Nachhilfe, fast 
jeder Zweite dafür, um die nächste 
Schulstufe zu erreichen. Das Ange-
bot und die Qualität der schulischen 
Nachmittagsbetreuung und des 
Förderunterrichts machen den Un-
terschied. In Schulen, in denen dies 
regelmäßig und qualitativ hochwer-
tig geschieht, sinkt der Nachhilfebe-
darf um die Hälfte. Ein Indiz dafür, 
dass verschränkte ganztägige Ange-
bote Sinn machen, wenn sie bedarfs-
orientiert sind.

Die Gesamtbelastung für Nach-
hilfe beläuft sich für die betroffenen 
Schüler in Vorarlberg im Schnitt 
auf 810 Euro. Damit steht Vorarl-
berg nach Wien (930 Euro) auf dem 
unrühmlichen zweiten Platz in der 

Bundesländerwertung. Insgesamt 
geben Eltern in Vorarlberg bis zum 
Ende des laufenden Schuljahres 
mindestens fünf Millionen Euro für 
bezahlte außerschulische Nachhilfe 
aus.

Gute Noten von Eltern
„Die Nachmittagsbetreuung be-
kommt in Vorarlberg gute Noten von 
den Eltern“, sagt Gerhard Ouschan, 
Leiter der AK-Bildungspolitik. „Die 
Qualität der schulischen Förderung 
spielt eine wesentliche Rolle und 
kann nur im Zusammenspiel mit 
dem Unterricht gesteigert werden“, 
und so fordert Ouschan den Ausbau 
ganztägiger schulischer Angebote, 
bei denen Unterricht, Freizeit, indi-
viduelle Förderung und Stärkung 
sozialer Kompetenzen über den Tag 
verteilt stattfinden. 

Diese Forderung kommt auch 
von den Eltern direkt, denn über 
90 Prozent wünschen sich, dass der 
Unterricht so gestaltet wird, dass 

Kinder den Lehrstoff wirklich ver-
stehen. Bei den Elternwünschen zur 
Eindämmung der Nachhilfe erge-
ben sich im Jahresvergleich nur we-
nig Änderungen.

Finanziell belastet
„Immer wieder wird der Vorwurf 
laut, dass Eltern zu wenig mit ihren 
Kindern lernen. Wir stellen bei der 
Befragung aber regelmäßig fest, das 
zeitliche Engagement ist sehr hoch. 
70 Prozent der Eltern von Volksschü-
lern üben täglich oder mehrmals in 
der Woche mit ihren Kindern“, so 
Ouschan.

Die finanzielle Belastung durch 
bezahlte Nachhilfe ist besonders bei 
Haushalten mit geringem Einkom-
men und bei Alleinerzieherinnen 
hoch. Bis zu einem Einkommen von 
1600 Euro netto fühlen sich öster-
reichweit 32 Prozent der Befragten 
sehr stark belastet und 41 Prozent 
spürbar belastet. Bei Alleinerzie-
henden sind es 28 und 32 Prozent. 

„Die Zahlen zur finanziellen Be-
lastung zeigen aus unserer Sicht auf, 
dass wir von Bildungsgerechtigkeit 
weit entfernt sind. Oft wird bezahl-
te Nachhilfe nicht in Anspruch ge-
nommen, weil das Geld dafür ein-
fach fehlt. Gerechtigkeit sieht für 

mich anders aus“, so Ouschan. Fast 
jedes vierte Kind in Österreich ist 
von Armut oder Ausgrenzung be-
troffen, für diese Familien ist schon 
die Finanzierung von Alltäglichem 
ein Problem. Bezahlte Nachhilfe 
kommt einem nicht in den Sinn, 
wenn man sich den Kopf darüber 
zerbricht, wie man die monatlichen 
Fixkosten bestreiten soll. 

Belastungen senken
Erfreulicherweise hat sich die Kom-
munikation zwischen Schule und 
Elternhaus stark verbessert. Nur 
noch sechs Prozent der Eltern wis-
sen nicht, ob zusätzlicher Förderun-
terricht an der Schule ihres Kindes 
angeboten wird.  

„In einigen Details der Eltern-Be-
fragung zeichnen sich dieses Jahr 
Verbesserungen ab. Es gibt aber aus 
unserer Sicht noch vieles zu tun, 
um die Belastungen für Schüler 
und Elternhaus zu senken. Es kann 
nicht sein, dass Familien mit schul-
pflichtigen Kindern durch eine au-
ßerschulische bezahlte Nachhilfe 
ein zweites Mal zur Kasse gebeten 
werden, obwohl sie mit ihren Steu-
erleistungen das Schulsystem schon 
finanzieren“, so Gerhard Ouschan 
abschließend.

NACHHOLBEDARF. Seit mehreren 
Jahren führt das Institut für empir-
sche Sozialforschung (IFES) im Auf-
trag der AK Vorarlberg Befragungen 
zum Nachhilfebedarf durch. Die 
Ergebnisse gleichen sich, der Bedarf 
lässt nur geringfügig nach.

„Die Herausforderungen der 
Schule sind seit Jahren bekannt. Da-
rauf bauen auch unsere Forderungen 
auf. Man könnte, ohne großartig in 
Gesetze einzugreifen, maßgebliche 
Veränderungen durchführen“, so 
Ouschan. Durch Vorträge, wie etwa 
den von Joachim Bauer zum Thema 
„Beziehungsorientierte Pädagogik“, 
versuche man auch immer wieder 
Bewusstseinsbildung zu betreiben.

Forderungen der AK Vorarlberg
Aus den Ergebnissen der bisherigen 
Befragungen leitet die AK Vorarl-
berg folgende Forderungen ab:
● Sicherstellung des Ausbaus von 
Ganztagsschulen mit verschränk-
tem Unterricht unter strenger 
Qualitätskontrolle. Wir benötigen 
Angebote, die die Handlungsfä-
higkeit der Kinder stärken und 
verbessern. Die Entwicklungen 
müssen sich an den Kompetenzen 
orientieren, die unsere Kinder auf 
dem Weg zum Erwachsenwerden 
benötigen, also mehr als fachgebun-
denes, kognitives Wissenstraining. 
Erst dann entsteht ein Gesamtpaket 
aus kultureller, praktischer, sozialer 
und personaler Bildung. Diese Mo-
delle müssen von ausgezeichneter 

Qualität sein, dann werden sie auch 
angenommen. Zudem benötigen 
Eltern mehr Informationen dazu, 
was unter „verschränkter“ Ganz-
tagsklasse (Unterricht, Üben, Sport 
und Freizeit sind über den ganzen 
Tag verteilt) zu verstehen ist, am 
besten dadurch, dass gute Beispiele 
an Schulen sichtbar und erlebbar 
gemacht werden. Damit einher geht 
auch der Ausbau qualitativ hoch-
wertiger Förderangebote an den 
Schulen. Das Nachhilfe-Monitoring 
zeigt ganz klar, dass Nachhilfe 
durch die Ganztagsschule einge-
dämmt werden kann.
● Neuausrichtung der Schulfinan-
zierung unter Berücksichtigung der 
Entwicklung einer qualitativen, er-

gebnisorientierten Schulautonomie. 
Eine indexbasierte Mittelverteilung 
soll mittelfristig sicherstellen, dass 
alle Kinder die gleichen Chancen 
erhalten, unabhängig vom sozialen 
Status ihrer Familien. Dadurch kön-
nen Schulen auf diese Situationen 
reagieren und durch eine ergebnis- 
orientierte Autonomie die Ressour-
cen bedarfsgerecht einsetzen.
● Zukunftsorientierter Unterricht 
stellt sicher, dass die Schüler lernen, 

das Gelernte auch im Alltag anzu-
wenden. Verbessert werden muss 
der Unterricht inklusive Üben, Fes-
tigen und Anwenden des Gelernten 
im „Angstfach“ Mathematik, wo am 
häufigsten Nachhilfe durch andere 
Personen nötig ist.
● Je besser die pädagogische Quali-
tät in Kindergarten und dann in der 
Volksschule, desto größer sind die 
Bildungschancen der Kinder. Und 
damit später auch die Chancen am 
Arbeitsmarkt und die Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben.
● Unterstützung der Schulen durch 
Verwaltungspersonal und einen 
Expertenpool (Beratungslehrer, 
Psychologen, Logopäden, Sozial-
pädagogen etc.), auf den die Schule 

zugreifen kann. Schulleiter sollen 
in ihrer Verwaltungsarbeit entlastet 
werden, um mehr Zeit für pädago-
gische Innovationen und Schulent-
wicklung zu haben. Ein erweitertes 
Schulmanagement dient ebenfalls 
zur Entlastung der Leiter.

„Herausforderungen der Schule 
sind seit Jahren bekannt“ 

Wenn der Stoff in der Schule nicht richtig gelernt oder vertieft wird, muss er außerhalb des Unterrichts nachgeholt werden.
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UMFRAGE  Warum haben Sie das Seminar „Zuwanderung nach Vorarlberg“ besucht?

Ähnliches gemeistert

Ich wollte mehr 
über die Studie 
von Eva Häfele 
erfahren. Aber 
ich fand auch die 
Geschichte der 
Zuwanderung nach Vorarlberg 
äußerst interessant. Auch wenn 
die derzeitige Situation als au-
ßerordentlich dargestellt wird, 
lehrt uns die Vergangenheit, dass 
wir Ähnliches schon gemeistert 
haben.
Eva-Maria Hochhauser, Fach-
stelle für Integration im Walgau

Lehren ziehen  

Neben der Informa-
tionsbeschaffung 
war einer der Haupt-
gründe sicher auch 
die Vernetzung mit 
Kolleginnen und 
Kollegen aus anderen Gemeinden. 
Wir beschäftigen uns schon seit fast 
einem Jahr mit diesem Thema, und 
die Hintergründe zur Geschichte 
sind hilfreich, weil wir daraus  
Lehren ziehen können. 
Christoph Kirchengast, Regional-
manager Regio Vorderland

Erkenntnisreich  

Weil mich das 
Thema beruflich 
und in der Freizeit 
beschäftigt. Inter-
essant war, wie die 
‚Zugewanderten‘ in 
den Gemeinden unterschiedlich 
wahrgenommen werden. Span-
nend war auch, wie andere Ge-
meinden mit der Zuwanderungs- 
und Flüchtlingsfrage umgehen. 
Für mich haben sich interessante 
Erkenntnisse ergeben. 
Martin Frohner, 
Gemeinde Nüziders

Bedarfsgerechtes Seminar für Gemeindebedienstete und Betriebsräte mit Eva Häfele (ganz rechts).

HERAUSFORDERUNG. Im No-
vember 2015 hat die AK Vorarlberg 
eine Studie mit dem Titel „Euro-
päisch, jung, mobil – Neue Zuwan-
derung nach Vorarlberg 2008 bis 
2014“ veröffentlicht. Seither hat das 
Thema „Zuwanderung“ durch die 
Flüchtlingskrise an Bedeutung ge-
wonnen. 

In Zusammenarbeit mit der Stu-

dienautorin Eva Häfele bietet die AK 
spezielle Workshops an. Der erste 
Workshop für Mitarbeiter von Ge-
meinden wurde schon durchgeführt 
und fand großen Anklang. 

Speziell an Betriebsräte richtet 
sich ein zweites Angebot. Für sie ist 
es wichtig, diese neu Zugezogenen 
bei der Integration in das Unter-
nehmen und die Gesellschaft zu 

unterstützen. Dazu ist es nötig, ihre 
unterschiedlichen Bedürfnisse und 
Lebensperspektiven zu kennen.

Informationen zu den Work-
shops erhalten Sie in der Abteilung 
Bildungspolitik.

▸ Anmeldung für das Gemeinde-Se-
minar am 20. Juni unter: bildungs-
politik@ak-vorarl berg.at, 050/258-
4110, Gerhard Ouschan

Zuwanderung: Neuer Workshop 
für Gemeindebedienstete

»
Viele Familien sind durch  
bezahlte außerschulische  
Nachhilfe stark belastet.

Gerhard Ouschan
Leiter AK-Bildungspolitik

▸ Video-Tipp Der 
QR-Code führt Sie zum 
Vortrag „Beziehungs-
orientierte Pädagogik“ 
von Joachim Bauer
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Einfach ist das nicht, so in der Sandwich-Position zwischen Unternehmensleitung und Belegschaft. 
Und doch tun sich das 2157 Betriebsrätinnen und Betriebsräte in Vorarlberger Unternehmen tagtäglich 
an. Ihr Job bedeutet Engagement für andere, ihre eigenen Familien und Partner müssen da oft zurück-
stecken. Die AK Vorarlberg lud deshalb Betriebsräte und Partner zum Dankefest auf die Werkstattbüh-
ne. Kolleginnen und Kollegen, die seit 20 und mehr Jahren im Einsatz stehen, standen im Mittelpunkt.
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47 Betriebsräte seit 
Jahrzehnten im Einsatz: 
Die AK sagt „Danke!“

Edgar Donner, 
ORF Messtechnik, 
20 Jahre

Michaela Ment-
berger, Getzner, 
20 Jahre

Reinhard Gantner, 
Getzner,  
20 Jahre

Anton Collini,  
LKH Bludenz,  
20 Jahre

Martha Neyer, 
LKH Bludenz, 
20 Jahre

Brigitte Berthold, 
LKH Bludenz,  
20 Jahre

Maria Reiner, Bank 
Austria Unicredit, 
20 Jahre

Bernd Stoss, Bank 
Austria Unicredit, 
20 Jahre

UNTERSTÜTZUNG. Auszeichnun-
gen gibt es in der Wirtschaft wie 
Sand am Meer. Unternehmer des 
Jahres werden gekürt, die „Top 100“ 
gereiht, jährlich familienfreundli-
che Betriebe gesucht. Das alles fin-
det AK-Präsident Hubert Hämmerle 
gut und richtig. „Aber wo werden 
die Mitarbeiter, wo wird die Leis-
tung der Betriebsräte gewürdigt?“ 
Deshalb lud die AK Vorarlbergs Be-
triebsräte zum „Dankefest“. 

47 engagierte Kolleginnen und 
Kollegen standen heuer ganz im Mit-
telpunkt dieses festlichen Abends. 

Sie sind seit 20 und mehr Jahren für 
ihre Belegschaft im Einsatz. Lan-
deshauptmann Markus Wallner, 
Vorarlbergs ÖGB-Chef Norbert Loa-
cker und der AK-Präsident dankten 
ihnen persönlich. Denn Betriebsräte 
müssen „die Positionen der Arbeit-
nehmer klar vertreten und lösungs-
orientiert handeln. Sie müssen 
selbständig arbeiten und engagiert, 
geduldig und taktisch klug sein. 
Und die Mitarbeiter wirklich betreu-
en.“ Soweit Hubert Hämmerle. Der 
war selber lange Jahre Betriebsrat 
beim Beschläge-Hersteller Blum.

Roland Tomasini, 
Öffentlicher Bau-
dienst, 20 Jahre

Gabriele Gabriel, 
KH Dornbirn,  
20 Jahre

Kurt Lerch, 
Hilti AG,  
21 Jahre

Manfred Nessler, 
Öffentlicher Bau-
dienst, 21 Jahre

Kornelia Spann-
ring, KH Dorn-
birn, 21 Jahre 

Ruth Laner, Spar-
kasse Dornbirn, 
20 Jahre

Franz Haupt,  
LKH Bludenz,  
20 Jahre

Rainer Bösch, 
Haberkorn, 
24 Jahre

Walter Raudaschl, 
Illwerke AG,  
24 Jahre

Arthur Tagwer-
ker, Schmidt ̀s,  
24 Jahre

Harald Böhm, 
Schmidt ̀s,  
24 Jahre

Ulrike Sottopietra, 
Donau Versiche-
rung, 25 Jahre

Karl Pokorny,  
Vorarlberger Kin-
derdorf, 24 Jahre

Wolfgang Krenn, 
Vermessungsamt, 
25 Jahre

Elmar King,  
Vermessungsamt,  
25 Jahre
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Thomas Kelterer, 
Stadt Feldkirch, 
25 Jahre

Veronika Moos-
brugger, Hypobank 
Bregenz, 25 Jahre

Johannes G. Gogl, 
EU-RO,  
25 Jahre

Harald Einwaller, 
Vlbg. Energienet-
ze, 25 Jahre

Walter Burgartz;  
Vlbg. Energienet-
ze, 25 Jahre

Kai Arbinger, 
Tridonic,  
25 Jahre

Evelin Fechtig, 
Vorarlberger Kin-
derdorf, 26 Jahre

Walter Nigsch, 
Mondelez,  
26 Jahre

Eduard Scherrer, 
Ganahl AG, 
26 Jahre

Brigitte Sigmund, 
Ganahl AG,  
28 Jahre

Thomas Jutz, 
Mahle König KG, 
29 Jahre

Thomas Brauchle, 
VOGEWOSI,  
30 Jahre

Harald Weißenba-
cher, Wiener Städ-
tische, 26 Jahre

Harald Maier, 
Schmidt ̀s,  
26 Jahre

Otto Marent, 
Liebherr,  
30 Jahre

Peter Neumann, 
Liebherr, 
30 Jahre

Wolfgang Stoss, 
Hilti AG,  
33 Jahre

Peter Vaschauner, 
LKH Feldkirch,  
31 Jahre

Richard Jenny, 
Wildbach- und 
La wi nenverb., 30 J.

Helmut Baumann, 
Ganahl AG,  
35 Jahre

Wilhelm Berger, 
Casinos Austria, 
35 Jahre

Bernhard Köb, 
Hypobank Bre-
genz, 33 Jahre

Ferdinand Panho-
fer, Hilti AG,  
38 Jahre

Wolfgang Partel, 
Liebherr,  
30 Jahre

Lehrstellensuche
Lena besucht derzeit die 3. 
Klasse der Handelsschule und 
möchte danach eine Lehre 
als IT-Technikerin beginnen. 
In der Schule hat sie derzeit 
keinen Berufsorientierungs-
unterricht. Bei einem Vortrag 
der AK Lehrlings- und Ju-
gendabteilung erfährt sie von 
der Referentin Folgendes.

Da zwischen ihrem 
Wunschlehrberuf und der  
von ihr besuchten Schule 
keine Gleichhaltung oder 
Anrechnung besteht, wird 
Lena die volle Lehrzeit von 3,5 
Jahre absolvieren müssen. Es 
wird ihr auch mitgeteilt, dass 
es bei anderen Berufen teils 
andere Regelungen gibt. So 
wäre es z. B. nicht möglich, 
mit einer abgeschlossenen 
Handelsschule mit Praxisun-
terricht einen Lehrvertrag als 
Bürokauffrau abzuschließen.  
Auch erfährt sie, dass offene 
Lehrstellen direkt über Fir-
menhomepages oder regiona-
le Jobbörsen ausgeschrieben 
werden – dazu wird sie auf die 
Linksammlung auf der Lehr-
lingshomepage akbasics.at 
verwiesen, wo einige Jobbör-
sen angeführt sind!

 ▸ Information und Beratung:
www. akbasics.at

von Birgit 
Kaufmann,

 Lehrlingsabteilung 
der AK Vorarlberg

LEHRLINGS-
TIPP

Bis zu 220 
Euro extra 
für jeden 
Lehrling
Dank Steuerreform hat sich „Negativsteuer“ von 110 
auf 220 Euro verdoppelt – Hol dir dein Geld zurück! 

NEGATIVSTEUER. Die einen jam-
mern über die hohe Steuer- und 
Abgabenlast. Gleichzeitig bleiben 
mehr als 100 Millionen Euro in der 
Staatskasse liegen, weil die Bürger 
sie nicht abholen. Vor allem Lehrlin-
ge nutzen die Möglichkeit 
der Arbeitnehmerveran-
lagung gar nicht oder unre-
gelmäßig, obwohl ihnen der 
Steuerausgleich zusteht.

Und seit der großen 
Steuerreform lohnt er sich doppelt: 
Für das Jahr 2015 stehen Lehrlingen 
20 Prozent der gezahlten Sozialver-
sicherungsbeiträge – maximal 220 
Euro – an „Negativsteuer“ zu. 2014 
war das noch die Hälfte. Hatte der 
Lehrling in dem abzurechnenden 
Jahr auch Anspruch auf Pendler-
pauschale, können unterm Strich 
mehrere hundert Euro – maximal 
450 Euro – stehen. 

Und wie komm ich zu dem Geld?
Im Grunde ist das ganz einfach: 
Antrag stellen und Geld kassieren. 
Aber weil Formulare ausfüllen nicht 
jedermanns Sache ist, hilft die AK 
Vorarlberg gerne dabei und zeigt dir 
hier in acht Schritten, wie es geht.

Der Antrag ist auf jeden Fall bares 
Geld wert. Denn Lehrlinge zahlen 
für ihre Lehrlingsentschädigung bis 
zu rund 1200 Euro keine Lohnsteuer, 
weshalb ein Teil der Sozialversich-

erungsbeiträge zurückerstattet 
wird. Zusätzlich wird bei einem Ar-
beitsweg von mehr als 20 Kilometern 
(einfache Wegstrecke) ein Pendlerzu-
schlag berücksichtigt. 

Die Lehrlingsabteilung und 
die Steuerrechtsexperten der AK 
Vorarl berg stehen Lehrlingen und 
Eltern für detaillierte Auskünfte 
zur Verfügung. 

▸ AK-Lehrlingsabteilung Telefon 
050/258-2300; AK-Steuerrecht 
Telefon 050/258-3100

● Die Website www.finanzonline.at aufrufen. 
● Bei der Erstanmeldung musst du deine persönlichen Daten eintra-
gen und absenden. 
● Nach der Übermittlung der Daten bekommst du nach ein paar Tagen 
einen RSa-Brief mit deinen Zugangsdaten (Teilnehmer-Identifikation, 
Benutzer-Identifikation und PIN). 

Tipp
Du kannst deine Zugangsdaten zu Finanzonline auch direkt beim 
Finanzamt persönlich abholen. Reisepass oder Lichtbildausweis nicht 
vergessen!

In acht Schritten zur Arbeitnehmerveranlagung

Wenn du deine Zugangsdaten bereits fast, kannst du direkt loslegen. 
Wenn nicht, kannst du deine Daten direkt beim Finanzamt holen oder 
mit der Online-Erstanmeldung anfordern.

Klicke nun auf den Punkt „Arbeitnehmerveranlagung“ und wähle dann 
„modular“.

Klicke auf „Allgemeine Daten“.

Trage hier deine Daten wie z. B. die Anzahl der bezugsauszahlenden 
Stellen im Steuerjahr (= deine Dienstgeber) ein. Außerdem kreuze 
„keinen Freibetragsbescheid“ an.

Bei einem Jahreseinkommen über 12.000 Euro kannst du auch  
„Sonderausgaben“ (z. B. Personenversicherungen usw.) oder „Wer-
bungskosten“ (z. B. Arbeitsmittel) geltend machen. Folge einfach  
der Anleitung auf dem Bildschirmformular. Bist du Pendler, hast  
du möglicherweise Anspruch auf die Pendlerpauschale.

Um den Anspruch auf Pendlerpauschale bzw. Pendlereuro zu prüfen, 
besuche den vom Finanzamt zur Verfügung gestellten Pendler-
rechner und trage die errechneten Beträge in die oben angeführten 
Felder ein. http://www.bmf.gv.at/pendlerrechner

Überprüfe, ob du alle Daten vollständig angegeben hast. Vorberech-
nen und absenden nicht vergessen! In den nächsten Wochen erhältst 
du einen Brief vom Finanzamt und Geld aufs Konto.

„Ich kenne 
meine Rechte“
Kluge Köpfe wissen, was ihnen 
zusteht und wo sie Hilfe kriegen. 
Mehr bei der AK Vorarlberg auf 
Facebook. 

/akvorarlberg 
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ARBEITSVERTRAG

Auflösung des Rätsels 
von Seite 12

Das gesuchte Lösungswort lautet: 
ARBEITSVERTRAG
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ZERO. Dass Dietrich 
Mateschitz 264 Mit-
arbeiter mit Kündi-
gung bedroht, nur weil 
ein Betriebsrat in Aus-
sicht steht, sagt viel 
über seine wahre 
soziale Ader aus.

TREFFPUNKT AK VORARLBERG Menschen bewegen

Infos aus erster Hand holen sich immer wieder 
Besucher in der AK in Feldkirch. Zuletzt hieß Präsident 
Hubert Hämmerle den Betriebsrat der Donauversiche-
rung (unten) willkommen. Auch die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Hohenemser Büros für Integrationsprojek-
te kamen zu Besichtigung und Gedankenaustausch nach 
Feldkirch.

ZU BESUCH BEI DER AK 
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BETRIEBSBESUCH. Es duftet 
nach Zirbe, Buche, Eiche. Hart-
win Engl stellt dem AK-Präsi-
denten Hubert Hämmerle die 
wuchtigen Hölzer so liebevoll 
vor, als wollte er sich gar nicht 
von ihnen trennen. Dabei ist er 
im Ein- und Verkauf tätig. 48 
Mitarbeiter leben bei „Tisch-
ler Rohstoff“ davon, dass Holz 
nicht aus der Mode kommt.

Markus Scheffknecht 
ist seit fünf Jahren im Unter-
nehmen. Als Geschäftsführer 
der Genossenschaft arbeitet 
er Hand in Hand mit Thomas 

Singer, der für die Finanzen 
zuständig ist. „Tischler Roh-
stoff“ hat 330 Genossenschaf-
ter und das Vorjahr mit 18 Mil-
lionen Umsatz abgeschlossen. 

Mit der AK hat man gute 
Erfahrungen. „Wir haben alle 
Arbeiter zu Angestellten ge-
macht“, sagt Singer, „und ein 
Gleitzeitmodell entwickelt.“ 
Und man ist stolz auf Kolle-
gen wie Jürgen Grutsch. Der 
Tischler ist gehörlos. Aber das 
klappt prima; einen Stapler-
fahrer von hinten etwa nimmt 
er durch Vibration wahr.

Auf 26.000 Quadratmetern Lagerfläche hält die Hohenemser Genossenschaft „Tischler Rohstoff“ 3600 Artikel 
vorrätig. 48 Mitarbeiter sind beschäftigt. 25 davon zählen selbst zu den insgesamt 330 Genossenschaftern.

Tischler 
suchen 
Qualität
In der Genossenschaft Tischler Rohstoff 
werden sie fündig – AK auf Betriebsbesuch
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KEGELN. 41 Mannschaften 
nahmen an der 29. AK-Ke-
gelmeisterschaft teil. Drei 
Damen- und 13 Herrenmann-
schaften qualifizierten sich 
fürs Finale am 29. April. 
Anna Glantschnig (Hirsch-
mann) und Karl-Heinz Wü-
schner (Bauhof Bregenz) ent-
schieden die Einzelwertungen 
für sich. Bei den Mannschaf-
ten trugen die VKW-Damen 
und das Team von Liebherr 
Pokale nach Hause.

Bis „Alle Neune“ 
gefallen waren

Liebherr siegte bei 
den gemischten 
Mannschaften: 
Stefan Hammerl, 
Johann Zimmer-
mann, Siegfried 
Tratinek und 
AK-Vize Bernhard 
Heinzle.

Die VKW-Damen nahmen einen Pokal mit: Irene 
Fritsch, Claudia Sotelschek und Erika Gufler.

AK lud zur 29. Kegelmeisterschaft ins  
Freizeitzentrum nach Hard ein.

Gekegelt wurde mit aller 
Leidenschaft. Fo
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ZAHL DES MONATS. Das 
Wirtschaftswachstum 
Vorarlbergs hat in den 
vergangenen fünf Jah-
ren 9,1 Prozent betra-
gen, das in Wien nur 2,1 
Prozent. Das hat die Bank 
Austria erhoben.

9,1
HERO. Wer heute bei der 
Bundespräsidentenwahl 
das Rennen macht, wird 
für seine Anhänger der 
Held sein. Die Frage ist: 

Wie wird er die anderen, 
die Enttäuschten, ins 

Boot holen?


